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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Wohngeldgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Es ist das Ziel einer verantwortungsbewußten Gesellsdiafts- 
und Wohnungspolitik, den Wohnungsbau so intensiv zu för- 
dern, daß jede Familie und jeder einzelne Bürger in der Bundes- 
republik eine angemessene Wohnung frei wählen können. Die 
Wohnungen müssen nach Größe und Ausstattung modernen 
Lebensverhältnissen entsprechen, ihr Besitz muß wirtschaftlich 
gesichert sein. 


B. Lösung 

Das Wohngeldgesetz hat durch ein System von Miet- und 
Lastenzuschüssen die Voraussetzung dafür geschaffen, daß auch 
einkommensschwache Wohnungsinhaber die Kosten für ihre 
Wohnung tragen können. 

Es ist jedoch noch nicht in dem erforderlichen Maße gelungen, 
die Vorschriften so zu gestalten, daß sie auch den seit ihrem In- 
krafttreten veränderten Verhältnissen gerecht werden, daß sie 
allgemein verständlich und einfach anzuwenden sind und daß 
sich der damit verbundene Verwaltungsaufwand in einem ver- 
tretbaren Rahmen hält. 

Daher ist es unerläßlich, durch ein Zweites Wohngeldgesetz 
diesen Erfordernissen Rechnung zu tragen, wobei auf einen 
wohlabgewogenen Ausgleich zwischen den Interessen der All- 
gemeinheit und der begünstigten Wohnungsinhaber besonderer 
Wert zu legen ist. 


C. Alternative 

Es liegt ein Initiativgesetzentwurf der Abgeordneten Geisen- 
hofer, Dr. Riedl (München) und Genossen (Drucksache W2) vor, 
der ebenfalls das Ziel hat, das Wohngeldgesetz vom Jahre 1965 
den veränderten Verhältnissen anzupassen. 
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D. Kosten 

Bund und Länder tragen die Ausgaben für Wohngeld je zur 
Hälfte. Diese Ausgaben betrugen 1969 rd. 580 Millionen DM; 
sie werden 1970 voraussichtlich rd. 960 Millionen DM erreichen. 

Die Mehrausgaben infolge der vorgesehenen Verbesserung 
des geltenden Rechts werden sich insgesamt schätzungsweise 
auf 360 Millionen DM (1971) bis 480 Millionen DM (1973) be- 
laufen; der auf den Bund entfallende Anteil von 180 Millionen 
DM (1971) bis 240 Millionen DM (1973) ist in der mittelfristigen 
Finanzplanung berücksichtigt. Bei der vom Bundesrat gewünsch- 
ten Hinausschiebung des Inkrafttretens des Zweiten Wohngeld- 
gesetzes würden sich die Mehrausgaben für Wohngeld ent- 
sprechend ermäßigen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. August 1970 

III/3 — 84000 — Wo 5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Wohngeldgesetzes 

nebst acht Anlagen und Begründung (Anlage A) mit der Bitte, 
die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 354. Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage B ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage C dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Dr. Ehmke 
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Anlage A 


Entwurf eines Zweiten Wohngeldgesetzes 


Inhaltsübersicht 

Erster Teil: Allgemeine Grundsätze 

§ 1 Zweck des Wohngeldes 

§ 2 Art und Umfang des Wohngeldanspruchs .... 

§ 3 Antragberechtigte 

§ 4 Familienmitglieder 

§ 5 Miete 

§ 6 Belastung 

§ 7 Zu berücksichtigende Miete und Belastung . . . 
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§ 9 Familieneinkommen 6 

§10 Begriff des Jahreseinkommens 6 

§ 11 Ermittlung des Jahreseinkommens 6 

§ 12 Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ein- 
kommens 6 

§13 Einnahmen aus Miete und Pacht sowie Beiträge Dritter zur Auf- 
bringung der Belastung 6 

§ 14 Außer Betracht bleibende Einnahmen 6 bis 8 
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Fünfter Teil 

§34 Erstattung des Wohngeldes 11 

Sechster Teil 

§ 35 Wohngeld-Statistik 11 

Siebenter Teil: Schlußvorschriften 

§ 36 Durchführungsvorschriften 11 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Grundsätze 

§ 1 

Zweck des Wohngeldes 

Zur wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und 
familiengerechten Wohnens wird im Geltungsbereich 
und nach Maßgabe dieses Gesetzes auf Antrag 
Wohngeld als Zuschuß zu den Aufwendungen für 
den Wohnraum gewährt. Das Wohngeld ist keine 
Leistung der Sozialhilfe im Sinne des Bundessozial- 
hilfegesetzes. 

§ 2 

Art und Umfang des Wohngeldanspruchs 

(1) Wohngeld wird als Miet- oder Lastenzuschuß 
zu der zu berücksichtigenden Miete oder Belastung 
(§ 7) nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 8 gewährt, so- 
weit die §§ 18 bis 22 nicht anzuwenden sind. 

(2) Der Anspruch auf Wohngeld kann nicht ver- 
erbt, übertragen, verpfändet oder gepfändet wer- 
den. 

§3 

Antragherechligte 

(1) Für einen Mietzuschuß ist antragberechtigt 

1. der Mieter von Wohnraum, 

2. bei einem dem Mietverhältnis ähnlichen Nut- 
zungsverhältnis der Nutzungsberechtigte, 

3. derjenige, der eine Wohnung im eigenen Hause 
bewohnt, wenn er nicht nach Absatz 2 oder 3 
antragberechtigt ist. 

(2) Für einen Lastenzuschuß ist antragberechtigt 

1. der Eigentümer eines Eigenheims, einer Klein- 
siedlung oder einer landwirtschaftlichen Neben- 
erwerbsstelle, 

2. der Eigentümer einer Eigentumswohnung, 

3. der Inhaber eines eigentumsähnlichen Dauer- 
wohnrechts 

für die eigengenutzten Wohnung. Dem Eigentümer 
steht der Erbbauberechtigte, dem Wohnungseigen- 
tümer der Wohnungserbbauberechtigte gleich. 

(3) Für einen Lastenzuschuß ist ferner antragbe- 
rechtigt 

1. derjenige, der Anspruch auf Übereignung des 
Gebäudes als Eigenheim, Kleinsiedlung oder 
landwirtschaftliche Nebenerwerbsstelle hat, 

2. derjenige, der Anspruch auf Bestellung oder 
Übertragung des Wohnungseigentums hat, 

3. derjenige, der Anspruch auf Bestellung oder 
Übertragung eines eigentumsähnlichen Dauer- 
wohnrechts hat. 


für die von ihm genutzte Wohnung, wenn er dafür 
die Belastung trägt. Dem Anspruch auf Übereignung 
des Gebäudes steht der Anspruch auf Einräumung 
oder Übertragung des Erbbaurechts, dem Anspruch 
auf Bestellung oder Übertragung des Wohnungs- 
eigentums der Anspruch auf Einräumung oder Über- 
tragung des Wohnungserbbaurechts gleich. 

(4) Kommen nach den Absätzen 1 bis 3 mehrere 
Familienmitglieder in Betracht, so ist nur der Haus- 
haltsvorstand antragberechtigt. Haushaltsvorstand 
im Sinne dieses Gesetzes ist das Familienmitglied, 
das im Zeitpunkt der Antragstellung den größten 
Teil der Unterhaltskosten für die zum Haushalt 
rechnenden Familienmitglieder trägt. 

§ 4 

Familienmitglieder 

(1) Familienmitglieder im Sinne dieses Gesetzes 
sind der Antragberechtigte und seine folgenden An- 
gehörigen: 

1. der Ehegatte, 

2. Verwandte in gerader Linie sowie Verwandte 
zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie, 

3. Verschwägerte in gerader Linie sowie Verschwä- 
gerte zweiten und dritten Grades in der Seiten- 
linie, 

4. durch Annahme an Kindes Statt mit ihm ver- 
bundene Personen, 

5. durch Ehelichkeitserklärung mit ihm verbundene 
Personen, 

6. uneheliche Kinder, 

7. Pflegekinder ohne Rücksicht auf ihr Alter und 
Pflegeeltern. 

(2) Die Familienmitglieder rechnen zum Haushalt, 
wenn sie mit dem Antragberechtigten einen gemein- 
samen Hausstand führen. Zum Haushalt rechnen 
auch Familienmitglieder, die vorübergehend ab- 
wesend sind. 

§ 5 

Miete 

(1) Miete im Sinne dieses Gesetzes ist das Entgelt 
für die Gebrauchsüberlassung von Wohnraum auf 
Grund von Mietverträgen oder ähnlichen entgelt- 
lichen Nutzungsverhältnissen einschließlich Umla- 
gen, Zuschlägen und Vergütungen. 

(2) Außer Betracht bleiben 

1. Kosten des Betriebs zentraler Heizungs- und 
Warmwasserversorgungsanlagen sowie zentraler 
Brennstoffversorgungsanlagen, 

2. Kosten für die Fernheizung, soweit sie den in 
Nummer 1 bezeichneten Kosten entsprechen, 

3. Untermietzuschläge, 

4. Zuschläge für die Benutzung von Wohnraum zu 
anderen als Wohnzwecken, 
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5. Vergütungen für die Überlassung von Möbeln, 
Kühlschränken und Waschmaschinen mit Aus- 
nahme von Vergütungen für die Überlassung 
von Einbaumöbeln, soweit sie üblich sind. 

(3) Im Falle des § 3 Abs. 1 Nr. 3 tritt an die 
Stelle der Miete der Mietwert der Wohnung. 

§6 

Belastung 

(1) Belastung im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Belastung aus dem Kapitaldienst und aus der Be- 
wirtschaftung. 


(2) Die jährliche Belastung wird in einer Wohn- 
geld-Lastenberechnung ermittelt. 

§ 7 

Zu berücksichtigende Miete und Belastung 

Bei der Gewährung des Wohngeldes wird die 
Miete oder Belastung berücksichtigt, die sich nach 
§ 5 oder § 6 ergibt, höchstens jedoch der nach § 8 
maßgebende Betrag. Dabei bleibt die Miete oder 
Belastung insoweit außer Betracht, als sie auf Wohn- 
raum entfällt, der ausschließlich gewerblich oder be- 
ruflidi benutzt wird oder der einem anderen vermie- 
tet oder zum Gebrauch überlassen ist. 


§ 8 

Höchstbeträge für Miete und Belastung 

(1) Bei der Gewährung des Wohngeldes wird die Miete oder Belastung inso- 
weit nicht berücksichtigt, als sie folgende Beträge übersteigt: 



in Gemeinden 
mit einer 
Einwohnerzahl 

für Wohnraum, der bis zum 
20. Juni 1948 (im Land 
Berlin: 24. Juni 1948, 
im Saarland: 1. April 1948) 
bezugsfertig geworden ist 

für Wohnraum, der nach 
dem 20. Juni 1948 (im Land 
Berlin: 24. Juni 1948, 
im Saarland: 1. April 1948) 
bis zum 31. Dezember 1965 
bezugsfertig geworden ist 

für Wohnraum, der nach 
dem 31. Dezember 1965 
bezugsfertig geworden ist 


ohne j 
Sammel- i 
heizung j 
und ohne 
Bad 1 

mit 

Sammel- 
heizung 
oder Bad 

mit 

Sammel- 
heizung 
und mit 
Bad 

ohne 
Sammel- 
heizung 
und ohne 
Bad 

mit 

Sammel- 
hoizung 
oder Bad 

mit 

Snmmel- 
heizung 
und mit 
Bad 

ohne 
Sammel- 
heizung 
und ohne 
Bad 

mit 

Sammel- 
heizung 
oder Bad 

mit 

Sammel- 
heizung 
und mit 
Bad 



DM 1 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Bei einem 
Allein- 

unter 100 000 .... 
von 100 000 bis 

90 

100 

125 

130 

140 

165 

140 

155 

180 

stehenden 

unter 1 Million . . 
von 1 Million und 

100 

110 

135 

140 

150 

175 

150 

165 

190 


mehr 

110 

120 

145 

150 

160 

185 

160 

175 

200 

bei einem 
Haushalt 

unter 100 000 .... 
von 100 000 bis 

120 

135 

160 

165 

180 

215 

180 

195 

230 

mit zwei 
Familien- 

unter 1 Million . . 
von 1 Million und 

130 

145 

170 

175 

190 

225 

190 

205 

240 

mitgliedern 

mehr 

140 

155 

180 

190 

205 

240 

200 

215 

250 

bei einem 
Haushalt 

unter 100 000 .... 
von 100 000 bis 

145 

160 

190 

200 

215 

255 

210 

230 

270 

mit drei 
Familien- 

unter 1 Million . . 
von 1 Million und 

155 

170 

200 

210 

225 

265 

225 

245 

285 

mitgliedern 

mehr 

165 

180 

210 

225 

240 

280 

240 

260 

300 

bei einem 
Haushalt 

unter 100 000 .... 
von 100 000 bis 

170 

185 

215 

230 

245 

290 

250 

270 

310 

mit vier 
Familien- 

unter 1 Million . . 
von 1 Million und 

180 

195 

225 

245 

260 

305 

265 

285 

325 

mitgliedern 

mehr 

190 

210 

240 

260 

275 

320 

280 

300 

340 

Mehrbetrag 
für jedes 

unter 100 000 ... 
von 100 000 bis 

20 

22 

25 

28 

30 

35 

32 

34 

39 

weitere 

Familien- 

unter 1 Million . . 
von 1 Million und 

22 

24 

27 

30 

32 

37 

34 

36 

41 

mitglied 

mehr 

25 

27 

30 

33 

35 

40 

37 

39 

44 
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(2) Rechnet zum Haushalt ein Familienmitglied, 
dessen schwere körperliche, geistige oder seelische 
Behinderung oder dessen Dauererkrankung einen 
besonderen Wohnbedarf begründet, so gilt der Be- 
trag, der für den nächstgrößeren Haushalt maß- 
gebend ist. 

(3) Hat sich die Zahl der zum Haushalt rechnen- 
den Familienmitglieder durch Tod verringert, so ist 
diese Verringerung im laufenden Bewilligungszeit- 
raum und in den darauffolgenden zwölf Monaten 
ohne Einfluß auf den nach Absatz 1 oder 2 maßge- 
benden Betrag; das gilt auch dann, wenn der Tod 
eines Familienmitgliedes innerhalb von sechs Mona- 
ten vor Beginn des Bewilligungszeitraums eingetre- 
ten ist. 


ZWEITER TEIL 
Einkommensermittlung 


Familieneinkommen 

(1) Familieneinkommen im Sinne dieses Gesetzes 
ist der Gesamtbetrag der Jahreseinkommen der zum 
Haushalt rechnenden Familienmitglieder. Bei Allein- 
stehenden tritt an die Stelle des Familieneinkom- 
mens das Jahreseinkommen. 

(2) Monatliches Familieneinkommen im Sinne die- 
ses Gesetzes ist der zwölfte Teil des Familienein- 
kommens. 

§ 10 

Begriff des Jahreseinkommens 

(1) Jahreseinkommen im Sinne dieses Gesetzes 
sind alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert ohne 
Rücksicht auf ihre Quelle und ohne Rücksicht darauf, 
ob sie als Einkünfte im Sinne des Einkommensteuer- 
gesetzes steuerpflichtig sind oder nicht, abzüglich 
der nach §§12 bis 17 nicht zu berücksichtigenden Be- 
träge. 

(2) Für Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit, 
die nicht in Geld bestehen, insbesondere Kost, 
Waren und andere Sachbezüge, sind die auf Grund 
der jeweils geltenden Lohnsteuer-Durchführungs- 
verordnung festgesetzten Werte der Sachbezüge 
maßgebend. 

(3) Als Einnahme gilt auch der Mietwert der eigen- 
genutzten Wohnung (§ 5 Abs. 3). 

§ 11 

Ermittlung des Jahreseinkommens 

(1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens ist 
unbeschadet des Absatzes 2 grundsätzlich der dop- 
pelte Betrag der Einnahmen in den letzten sechs Mo- 
naten vor der Stellung des Antrages auf Wohngeld 
zugrunde zu legen. Bei der Ermittlung des Jahres- 
einkommens können, insbesondere bei erheblichen 


Schwankungen der Einnahmen, auch die Einnahmen 
des letzten Kalenderjahres oder der letzten zwölf 
Monate vor der Antragstellung zugrunde gelegt 
werden; bei Personen, die zur Einkommensteuer 
veranlagt werden, können die Einkünfte berücksich- 
tigt werden, die sich aus dem letzten Einkommen- 
steuerbescheid, ergänzenden Vorauszahlungsbe- 
scheiden oder der letzten Einkommensteuererklä- 
rung ergeben. 

(2) Ist bei der Entscheidung über den Antrag auf 
Wohngeld zu erwarten, daß das Jahreseinkommen 
im Bewilligungszeitraum von dem nach Absatz 1 
ermittelten Jahreseinkommen abweicht, so ist das zu 
erwartende Jahreseinkommen maßgebend. 

(3) Sind einmalige Einnahmen während des nach 
Absatz 1 maßgebenden Zeitraums angefallen, aber 
einem anderen Zeitraum zuzurechnen, sind sie so zu 
behandeln, als ob sie während des anderen Zeit- 
raums angefallen wären. Für die nach Absatz 2 zu 
erwartenden Einnahmen gilt Satz 1 entsprechend. 

§ 12 

Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung des Einkommens 

(1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens wer- 
den die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der 
Einnahmen notwendigen Aufwendungen abgesetzt. 

(2) Bei Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
wird der nach § 9 a Nr. 1 des Einkommensteuerge- 
setzes vorgeschriebene Pauschbetrag zur Abgeltung 
der Aufwendungen nach Absatz 1 abgesetzt, wenn 
nicht höhere Werbungskosten dm Sinne von § 9 des 
Einkommensteuergesetzes nachgewiesen werden. 
Bei anderen Einnahmen werden als Aufwendungen 
die Werbungskosten oder die Betriebsausgaben im 
Sinne von § 4 des Einkommensteuergesetzes abge- 
setzt, jedoch mit Ausnahme von erhöhten Absetzun- 
gen und Sonderabschreibungen, soweit sie die nor- 
malen Absetzungen für Abnutzung nach § 7 des Ein- 
kommensteuergesetzes übersteigen, 

§ 13 

Einnahmen aus Miete und Pacht 
sowie Beiträge Dritter zur Aufbringung der 
Belastung 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens für die 
Gewährung eines Lastenzuschusses bleiben Einnah- 
men aus Miete und Pacht sowie Beiträge Dritter zur 
Aufbringung der Belastung außer Betracht, wenn sie 
die Belastung nach der Wohngeld-Lastenberechnung 
vermindern. 

§ 14 

Außer Betracht bleibende Einnahmen 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens blei- 
ben folgende Einnahmen außer Betracht, soweit sie 
steuerfrei sind: 
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1. Geburtsbeihilfe, die an einen Arbeitnehmer vom 
Arbeitgeber gezahlt wird, soweit sie den Betrag 
von 500 Deutsche Mark nicht übersteigt; 

2. Leistungen aus der gesetzlichen Kranken- und 
Unfallversicherung nach den Vorschriften des 
Zweiten und Dritten Buches der Reichsversiche- 
rungsordnung sowie vergleichbare vertragliche 
Leistungen, soweit sie nicht zur Deckung des 
Lebensunterhalts bestimmt sind; 

3. bei Angehörigen des öffentlichen Dienstes der 
Geldwert der freien ärztlichen Behandlung, der 
freien Krankenhauspflege, des freien Gebrauchs 
von Kur- und Heilmitteln und der freien ärzt- 
lichen Behandlung erkrankter Ehefrauen und 
unterhaltsberechtigter Kinder; 

4. Leistungen zur Heilbehandlung nach den §§ 10 ff. 
des Bundesversorgungsgesetzes, soweit sie nicht 
zur Deckung des Lebensunterhalts bestimmt 
sind; 

5. Leistungen im Heilverfahren, die auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften ■ zur Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts ge- 
währt werden, soweit sie nicht zur Deckung des 
Lebensunterhalts bestimmt sind; 

6. Bezüge, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
aus öffentlichen Kassen versorgungshalber an 
Wehrdienstbeschädigte und Ersatzdienstbeschä- 
digte oder ihre Hinterbliebenen, an Kriegsbe- 
schädigte, Kriegshinterbliebene und ihnen 
Gleichgestellte gezahlt werden, soweit es sich 
nicht um Bezüge handelt, die auf Grund der 
Dienstzeit gezahlt werden oder zur Deckung des 
Lebensunterhalts bestimmt sind; 

7. Heiratsbeihilfe, die an einen Arbeitnehmer vom 
Arbeitgeber gezahlt wird, soweit sie den Be- 
trag von 700 Deutsche Mark nicht übersteigt; 

8. Leistungen zur Förderung der beruflichen Bil- 
dung (Ausbildung, Fortbildung, Umschulung), 
zur Berufsfürsorge, zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme und zur Arbeits- und Berufsförderung, 
soweit sie nicht zur Deckung des Lebensunter- 
halts bestimmt sind; 

9. Beihilfen aus öffentlichen Kassen oder aus Mit- 
teln einer öffentlichen Stiftung, die zu dem 
Zweck gezahlt werden, die Wissenschaft oder 
Kunst unmittelbar zu fördern; 

10. Zuwendungen, die auf Grund des Fulbright-Ab- 
kornmens gezahlt werden, soweit sie nicht zur 
Deckung des Lebensunterhalts bestimmt sind; 

1 1 . Zuwendungen auf Grund des § 22 Buchstabe a 
des Bundesbesüldungsgesetzes und entsprechen- 
der landesrechtlicher Besoldiingsvorschriften so- 
wie vergleichbare Leistungen an Arbeitnehmer; 

12. bei Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

a) der Geldwert der ihnen aus Dienstbeständen 
überlassenen Dienstkleidung, 

b) Einkleidungsbeihilfen und Abnutzungsent- 
schädigungen für die Dienstkleidung der 
zum Tragen oder Bereithalten von Dienst- 
kleidung Verpflichteten und für dienstlich 
notwendige Kleidungsstücke, 


c) Verpflegungs- und Beköstigungszuschüsse 
und der Geldwert der iin Einsatz unentgelt- 
lich abgegebenen Verpflegung; 

13. die aus öffentlichen Kassen gezahlten Reise- 
kostenvergütungen, Umzugskostenvergütungen, 
Beschäftigungsvergütungen und Trennungsent- 
schädigungen; 

14. Beträge, die den im privaten Dienst angestellten 
Personen für dienstlich veranlaßte Reisekosten 
und Umzugskosten sowie als Auslösungen ge- 
zahlt werden; 

15. die Gold- und Sachbezüge sowie die Heilfür- 
sorge, die Soldaten auf Grund des Wehrsold- 
gesetzes. Grenzschutzdienstleistenden auf Grund 
des Wehrpflichtgesetzes und Ersatzdienstlei- 
stenden auf Grund des Gesetzes über den zivi- 
len Ersatzdienst gewährt werden; 

16. Leistungen aus öffentlichen Kassen oder aus 
Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die wegen 
Plilfsbedürftigkeit gewährt werden, soweit sie 
nicht zur Deckung des Lebensunterhalts be- 
stimmt sind; 

17. Leistungen nach den Vorschriften des Bundes- 
sozialhilfegesetzes und des Bundesversorgungs- 
gesetzes über die Kriegsopferfürsorge mit Aus- 
nahme laufender Leistungen für den Lebens- 
unterhalt, soweit diese die Kosten der Unter- 
kunft übersteigen; 

18. Leistungen der freien Wohlfahrtspflege, soweit 
sie nicht die Lage des Empfängers so günstig be- 
einflussen, daß daneben Sozialhilfe nach dem 
Bundessozialhilfegesetz ungerechtfertigt wäre; 

19. Beihilfen und Unterstützungen, die auf Grund 
eines bestehenden oder früheren Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses in besonderen Notfällen 
gezahlt werden; 

20. Jubiläumsgeschenke, die auf Grund eines 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses gegeben wer- 
den; 

21. Ubergangsgelder und Ubergangsbeihilfen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften wegen Entlas- 
sung aus einem Dienstverhältnis; 

22. einmalige Leistungen auf Grund des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes und des 
Häftlingshilfegesetzes ; 

23. Beträge, die an einen Arbeitnehmer vom Arbeit- 
geber gezahlt werden, um sie für ihn auszuge- 
ben (durchlaufende Gelder), und Beträge, durch 
die Auslagen des Arbeitnehmers für den Arbeit- 
geber ersetzt werden (Auslagenersatz); 

24. pauschale Fehlgeldentschädigungen (Zählgelder, 
Mankogelder) der im Kassen- oder Zähldienst 
beschäftigten Arbeitnehmer; 

25. Kapitalabfindungen aus der gesetzlichen Ren- 
ten- und Unfallversicherung der Arbeiter und 
Angestellten, aus der Knappschaftsversicherung, 
auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes und 
von Gesetzen, die dieses für entsprechend an- 
wendbar erklären, einschließlich der entspre- 
chenden Leistungen nach dem Gesetz zur Sicher- 
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Stellung der Grundrentenabfindung in der 
Kriegsopferversorgung sowie der Beamten- 
(Pensions-) Gesetze, soweit sie nicht zur Deckung 
des Lebensunterhalts bestimmt sind; 

26. Kapitalentschädigung auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften zur Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts, soweit sie nicht zur 
Deckung des Lebensunterhalts bestimmt ist; 

27. Hauptentschädigung, Entschädigungsrente und 
besondere laufende Beihilfe auf Grund des 
Lastenausgleichsgesetzes, besondere laufende 
Beihilfe auf Grund des Flüchtlingshilfegesetzes 
sowie Hauptentschädigung und Entschädigungs- 
rente auf Grund des Reparationsschädengeset- 
zes; 

28. Prämien auf Grund des Spar-Prämiengesetzes 
und des Wohnungsbau-Prämiengesetzes; 

29. vermögenswirksame Leistungen im Rahmen der 
nach dem Zweiten Vermögensbildungsgesetz be- 
günstigten Höchstbeträge mit Ausnahme 

a) der nach § 4 des Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetzes vereinbarten Leistungen, 

b) der nicht über den geschuldeten Arbeitslohn 
hinaus erbrachten Leistungen. 

§ 15 

Kinderfreibeträge 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens wer- 
den für das zweite und jedes weitere zum Haushalt 
rechnende Kind Beträge in Höhe des gesetzlichen 
Kindergeldes entsprechend der Reihenfolge der Kin- 
der abgesetzt; berücksichtigt werden die Kinder, 
für die ein Kinderfreibetrag nach § 32 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 des Einkommensteuergesetzes zusteht oder 
zu gewähren ist. § 4 Abs. 1 des Bundeskindergeld- 
gesetzes ist nicht anzuwenden. 

§ 16 

Freibeträge für besondere Personengruppen 

(1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens von 

1. Behinderten, die nicht nur vorübergehend um 
wenigstens 50 vom Hundert in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit gemindert sind, soweit die Behinderung 
nicht überwiegend auf Alterserscheinungen be- 
ruht, 

2. Tuberkulosekranken und von der Tuberkulose 
Genesenen bis zum Ablauf von fünf Jahren nach 
Beendigung der Heilbehandlung, 

3. Heimkehrern im Sinne des Heimkehrergesetzes, 
die nach dem 31. Dezember 1948 zurückgekehrt 
sind, 

4. Opfern der nationalsozialistischen Verfolgung 
und ihnen Gleichgestellten im Sinne des Bundes- 
entschädigungsgesetzes 

bleiben Einnahmen bis zu einem Betrage von 1200 
Deutsche Mark außer Betracht. 


(2) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens von 

1. Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlingen im 
Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenenge- 
setzes, 

2. Deutschen aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetzten Sek- 
tor von Berlin im Sinne des § 1 des Flüchtlings- 
hilfegesetzes, 

die in dieser Eigenschaft nur Unterhaltshilfe, Unter- 
haltsbeihilfe oder Beihilfe zum Lebensunterhalt auf 
Grund des Lastenausgleichsgesetzes, des Repara- 
tionsschädengesetzes, des § 10 des Vierzehnten Ge- 
setzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
oder des Flüchtlingshilfegesetzes beziehen, bleibt 
diese bis zu einem Betrage von 1200 Deutsche Mark 
außer Betracht. Zugunsten der in Satz 1 genannten 
Personen bleiben Einnahmen bis zu einem Betrage 
von 1800 Deutsche Mark bis zum Ablauf von vier 
Jahren seit der Stellung des Ersten Antrages auf 
Gewährung von Wohngeld und unter der Voraus- 
setzung außer Betracht, daß der Antrag innerhalb 
von sechs Jahren nach Verlegung des Wohnsitzes 
oder des ständigen Aufenthaltes in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes gestellt worden ist. 

(3) Der Freibetrag nach Absatz 1 oder 2 wird zu- 
gunsten eines zum Haushalt rechnenden Familien- 
mitgliedes nur einmal abgesetzt, auch wenn es meh- 
reren der genannten Personengruppen angehört. 

§ 17 

Allgemeiner Freibetrag 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens wird 
von den nach den §§ 9 bis 16 ermittelten Einnahmen 
ein allgemeiner Freibetrag von 20 vom Hundert 
abgesetzt. 

DRITTER TEIL 

Versagung des Wohngeldes 
§ 18 

Allgemeiner Versagungsgrund 

Wohngeld wird nicht gewährt, wenn seine Ge- 
währung zur Vermeidung sozialer Härten nicht er- 
forderlich ist. Dies gilt insbesondere, 

1. wenn die Familienmitglieder, die dieselbe Woh- 
nung bewohnen, infolge eigenen schweren Ver- 
schuldens außerstande sind, die Miete oder Be- 
lastung selbst aufzubringen, oder 

2. soweit den Familienmitgliedern, die dieselbe 
Wohnung bewohnen, auf Grund besonderer Um- 
stände des Einzelfalles zugemutet werden kann, 
die Miete oder Belastung selbst aufzubringen. 

§ 19 

Einkommensgrenze 

Wohngeld wird nicht gewährt, wenn das Familien- 
einkommen (§ 9) den Betrag von 9600 Deutsche 
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Mark übersteigt. Diese Grenze erhöht sich für das 
zweite und jedes weitere zum Haushalt rechnende 
Familienmitglied um je 2400 Deutsche Mark. 

§ 20 

Vermögen 

Wohngeld wird nicht gewährt, wenn ein zum 
Haushalt rechnendes Familienmitglied im Jahr der 
Stellung des Antrages auf Wohngeld Vermögen- 
steuer zu entrichten hat. Satz 1 findet keine Anwen- 
dung, wenn dies für die übrigen zum Haushalt rech- 
nenden Familienmitglieder eine besondere Härte be- 
deuten würde. 

§ 21 

Andere Leistungen 
zur Sicherung des Wohnraums 

Wohngeld wird nicht gewährt, wenn für die wirt- 
schaftliche Sicherung von Wohnraum andere Lei- 
stungen aus öffentlichen Kassen gewährt werden, 
die mit dem Wohngeld vergleichbar sind. Die Lei- 
stungen für die Unterkunft nach den Vorschriften 
des Bundessozialhilfegesetzes und des Bundesver- 
sorgungsgesetzes über die Kriegsopferfürsorge sind 
mit dem Wohngeld nicht vergleichbar. 

§ 22 

Doppelwohnimgen und vorübergehend benutzter 
Wohnraum 

Wohngeld wird nicht gewährt, 

1. wenn für mehrere Wohnungen Miete zu bezah- 
len oder Belastung aufzubringen ist und wenn 
für eine Wohnung bereits Wohngeld oder eine 
vergleichbare Leistung (§ 21) gewährt wird, 

2. für Wohnraum, der von den in § 4 Abs. 2 Satz 2 
genannten Personen vorübergehend benutzt 
wird. 

VIERTER TEIL 

Verfahren 

§ 23 

Antrag 

Der Antrag auf Wohngeld ist von dem Antragbe- 
rechtigten an die nach Landesrecht zuständige Stelle 
zu richten. Der Antrag kann für die Zeit nach Ablauf 
des Bewilligungszeitraums wiederholt werden. 

§ 24 

Angaben und Nachweise 

(1) Die zuständige Stelle ermittelt den Sachverhalt 
von Amts wegen. 

(2) Der Antragsteller ist verpflichtet, an der Auf- 
klärung des Sachverhalts mitzuwirken; er hat ins- 


besondere die ihm bekannten Tatsachen und Beweis- 
mittel anzugeben. 

(3) Der Wohngeldempfänger hat die zuständige 
Stelle unverzüglich zu unterrichten, wenn der Wohn- 
raum, für den Wohngeld gewährt wird, vor Ablauf 
des Bewilligungszeitraums nicht mehr von den zum 
Haushalt rechnenden Familienmitgliedern benutzt 
wird. 

§ 25 

Amtshilfe und Auskunftspflicht 

(1) Alle Behörden, insbesondere die Finanzbehör- 
den, und die Träger von Sozialleistungen sind ver- 
pflichtet, der zuständigen Stelle Auskunft über die 
ihnen bekannten Einkommens- und Vermögensver- 
hältnisse der zum Haushalt rechnenden Familienmit- 
glieder und über andere ihnen bekannte, für das 
Wohngeld maßgebende Umstände zu geben, wenn 
und soweit die Durchführung dieses Gesetzes es er- 
fordert. 

(2) Die Arbeitgeber der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder sind verpflichtet, der zuständigen 
Stelle über Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses 
sowie über Arbeitsstätte und Arbeitsverdienst Aus- 
kunft zu geben, wenn und soweit die Durchführung 
dieses Gesetzes es erfordert. 

(3) Der Empfänger der Miete ist verpflichtet, der 
zuständigen Stelle über Höhe und Zusammensetzung 
der Miete, über Bezugsfertigkeit des Wohnraums 
sowie über andere ihm bekannte, das Miet- oder 
Nutzungsverhältnis betreffende Umstände Auskunft 
zu geben, wenn und soweit die Durchführung dieses 
Gesetzes es erfordert. 

§ 26 

Entscheidung über den Antrag 

(1) Die zuständige Stelle entscheidet über den An- 
trag auf Wohngeld. 

(2) Die Entscheidung soll in angemessener Frist 
getroffen werden. Kann die Entscheidung nicht in- 
nerhalb von drei Monaten nach der Antragstellung 
getroffen werden, so ist das Wohngeld in Härte- 
fällen vorläufig zu bewilligen, es sei denn, daß die 
Voraussetzungen für die Bewilligung offensichtlich 
nicht erfüllt sind. 

(3) Die Entscheidung ist dem Antragsteller schrift- 
lich mitzuteilen; sie ist zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(4) Der Bewilligimgsbescheid soll eine Belehrung 
darüber enthalten, daß das Wohngeld nach Ablauf 
des Bewilligungszeitraums in der Regel für weitere 
zwölf Monate bewilligt wird, wenn ein Antrag nach 
§ 23 Satz 2 gestellt wird und wenn die Vorausset- 
zungen. weiter erfüllt sind. 
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§ 27 

Bewilligungszeitraum 

(1) Das Wohngeld wird in der Regel für zwölf 
Monate bewilligt (Bewilligungszeitraum). 

(2) Der Bewilligungszeitraum beginnt am Ersten 
des Monats, in dem der Antrag gestellt worden ist. 
Treten die Voraussetzungen für die Bewilligung des 
Wohngeldes erst in einem späteren Monat ein, so 
beginnt der Bewilligungszeitraum am Ersten dieses 
Monats. 


höhte Miete zu bezahlen oder die erhöhte Belastung 
aufzubringen ist. Das rückwirkend zu bewilligende 
Wohngeld darf den Betrag nicht übersteigen, um 
den sich die Miete oder Belastung insgesamt erhöht 
hat. Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn er nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Kenntnis von der 
Erhöhung der Miete oder Belastung geltend gemacht 
wird. 

§ 30 

Widerruf des Bewilligungsbescheides 


(3) Wird das Wohngeld nach § 29 Abs. 2 rückwir- 
kend bewilligt, so beginnt der Bewilligungszeitraum 
am Ersten des Monats, von dem an eine erhöhte 
Miete oder Belastung berücksichtigt werden darf. 

§ 28 

Auszahlung des Wohngeldes 

(1) Das Wohngeld wird an den Antragberechtigten i 
gezahlt (Wohngeldempfänger). Der Mietzuschuß | 
kann mit schriftlicher Einwilligung des Antragbe- ; 
rechtigten auch an den Empfänger der Miete gezahlt | 
werden. Ist ein alleinstehender Antragberechtigter I 
nach der Antragstellung verstorben, so wird das j 
Wohngeld bis zum Ablauf des den Sterbemonat ein- ! 
schließenden Zahlungsabschnitts an den Erben ge- I 
zahlt; rechnen zum Haushalt des verstorbenen An- I 
tragstellers mehrere Familienmitglieder, so erfolgt | 
die Zahlung an den Erben bis zum Ablauf des fol- j 
genden Zahlungsabschnitts. 

(2) Das Wohngeld wird in der Regel vierteljährlich 

im voraus gezahlt; Wohngeldbeträge über 20 Deut- | 
sehe Mark im Monat sollen monatlich gezahlt wer- ' 
den. I 


Erhält die zuständige Stelle davon Kenntnis, 

1. daß der Wohnraum, für den Wohngeld bewilligt 
ist, vor Ablauf des Bewilligiingszeitraums nicht 
mehr von den zum Haushalt rechnenden Fami- 
lienmitgliedern benutzt wird oder 

2. daß das Wohngeld nicht zur Bezahlung der Miete 
oder zur Aufbringung der Belastung verwendet 
wird oder 

3. daß der Bewilligungsbescheid durch arglistige 
Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
worden ist, 

so hat sie den Bewilligungsbescheid von dem fol- 
genden Zahlungsabschnitt an zu widerrufen. Aus 
anderen Gründen kann der Bewilligungsbescheid 
nicht widerrufen werden. 

§ 31 

Rückforderung überzahlten Wohngeldes 

(1) Beträge, die der Wohngeldempfänger zu Un- 
recht erhalten hat, sind zurückzuzahlen, wenn und 
soweit die ungerechtfertigte Gewährung vom Wohn- 
geldempfänger zu vertreten ist. 


§ 29 

Erhöhung des Wohngeldes 

(1) Flat sich im laufenden Bewilligungszeitraum 

1. die Zahl der zum Haushalt rechnenden Familien- 
mitglieder erhöht oder 

2. die zu berücksichtigende Miete oder Belastung, 
namentlich wegen besonderen Wohnbedarfs 
eines zum Haushalt rechnenden Familienmitglie- 
des mit einer schweren körperlichen, geistigen 
oder seelischen Behinderung oder mit einer 
Dauererkrankung um mehr als 15 vom Hundert 
erhöht oder 

3. das Familieneinkommen um mehr als 15 vom 
Hundert verringert, 

so wird das Wohngeld auf Antrag neu bewilligt, 
wenn dies zu einer Erhöhung des Wohngeldes führt. 

(2) Hat sich rückwirkend die zu berücksichtigende 
Miete oder Belastung um mehr als 15 vom Hundert 
erhöht und haben die zum Flaushalt rechnenden Fa- 
milienmitglieder die rückwirkende Erhöhung nicht 
zu vertreten, so wird Wohngeld auf Antrag auch für 
den Zeitraum bewilligt, für den rückwirkend die er- 


(2) Von der Rückforderung kann ganz oder teil- 
weise abgesehen werden, wenn diese eine beson- 
dere Härte für den Wohngeldempfänger bedeuten 
würde oder wenn daraus in iinverhältnismäßigem 
Umfang Kosten oder Verwaltungsaufwendungen 
entstehen würden. 

(3) Der Rückzahlungsanspruch soll gegen einen 
Anspruch auf künftiges Wohngeld aufgerechnet 
werden. Soweit nicht aufgerechnet werden kann 
oder nicht freiwillig zurüdcgezahlt wird, werden die 
zurückzuzahlenden Beträge wie Gemeindeabgaben 
beigetrieben. 

(4) Die allgemeinen Grundsätze über die Rück- 
forderung zu Unrecht gewährter Leistungen bleiben 
im übrigen unberührt. 

§ 32 

Kostenfreiheit 

Für Amtshandlungen, welche die zuständige 
Stelle im Rahmen dieses Gesetzes vornimmt, sowie 
für Widerspruchsentscheidungen gegen Entschei- 
dungen über Anträge auf Wohngeld sind Gebühren 
und Auslagen nicht zu erheben. 
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§ 33 

Beschränkung der Berufung 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

(1) Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nach 
diesem Gesetz findet die Berufung gegen Urteile 
des Verwaltungsgerichts an das Oberverwaltungs- 
gericht nur statt, wenn sie in dem Urteil zugelassen 
ist. Die Berufung ist zuzulassen, wenn die Rechts- 
sache grundsätzliche Bedeutung hat oder wenn das 
Urteil von einer Entscheidung des Bundesverwal- 
tungsgerichts oder eines Oberverwaltungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht. 

(2) Für die Zulassungs- und Beschwerdeverfahren 
ist § 131 der Verwaltungsgerichtsordnung anzu- 
wenden. 


FÜNFTER TEIL 

Erstattung des Wohngeldes 

§ 34 

Wohngeld, das von einem Land gezahlt worden 
ist, wird ihm vom Bund jährlich zur Hälfte erstattet. 
Bei öffentlich gefördertem Wohnraum, für den die 
öffentlichen Mittel erstmalig aus dem Haushalt des 
Rechnungsjahres 1962 oder eines der folgenden 
Rechnungsjahre nach § 42 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes oder nach § 24 des Wohnungsbau- 
gesetzes für das Saarland bewilligt worden sind, 
kann der Bund die Erstattung des Wohngeldes ver- 
weigern, wenn die Richtlinien der Wohnungsbau- 
förderung in einem Land dem § 46 Satz 1 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes oder im Saarland 
dem § 27 a Satz 1 des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland offensichtlich nicht Rechnung tragen. 

SECHSTER TEIL 

Wohngeld-Statistik 

§ 35 

(1) über die Auswirkungen dieses Gesetzes ist 
eine Bundesstatistik durchzuführen. 

(2) Die Statistik umfaßt Angaben über 

1. Zahl und Art der Bewilligungen, und Abgänge 
sowie Art und Höhe des bewilligten monatlichen 
Wohngeldes; 

2. Zahl und Art der Anträge und Entscheidungen 
sowie den Betrag des im Berichtszeitraum aus- 
gezahlten Wohngeldes; 

3. die Wohngeldempfänger nach Art und Höhe des 
bewilligten Wohngeldes, nach sozialer Stellung 
und nach der Zahl der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder; 

4. die bei der Berechnung des Wohngeldes zu be- 
rücksichtigenden Höchstbeträge für Miete und 
Belastung (§ 8); 


5. die Wohnverhältnisse der Wohngeidempfänger 
hinsichtlich Ausstattung, Größe und Jahr der Be- 
zugsfertigkeit der Wohnung, Höhe der Miete 
oder Belastung, öffentlicher Förderung der Woh- 
nung und hinsichtlich Gemeindegrößenklasse; 

6. die Einnahmen der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder nach Art und Höhe sowie 
das Familieneinkommen und die bei seiner Er- 
mittlung nicht zu berücksichtigenden Beträge 
(§§ 12 bis 17). 

(3) Die Statistik mit den Angaben nach Absatz 2 
Nr. 1 für die letzten zwölf Monate und den An- 
gaben nach Absatz 2 Nr. 2 ist vierteljährlich, mit 
den Angaben nach Absatz 2 Nr. 3 bis 6 jährlich 
durchzuführen. 

(4) Auskunftspflichtig sind die für die Gewährung 
von Wohngeld zuständigen Stellen. 


SIEBENTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 36 

Durchführungsvorschriften 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Vorschriften zur Durchführung dieses Ge- 
setzes zu erlassen über 

1. die Ermittlung der Miete und des Mietwertes, 
insbesondere die Festsetzung von Pauschbeträ- 
gen für die nach § 5 Abs. 2 außer Betracht blei- 
benden Beträge; 

2. die Ermittlung und den Umfang der Belastung 

(§ 6 ); 

3. die Einkommensermittlung bei der Bewilligung, 
Erhöhung und Versagung des Wohngeldes, ins- 
besondere die Leistungen, die zur Deckung des 
Lebensunterhalts bestimmt sind (§§ 9 bis 17); 

4. die Leistungen aus öffentlichen Kassen, die mit 
dem Wohngeld vergleichbar sind (§ 21); 

5. das Verfahren bei der Beantragung, Bewilligung, 
Auszahlung, Erhöhung und Versagung des 
Wohngeldes, bei der Beendigung des Bewilli- 
gungszeitraums, bei dem Widerruf des Bewilli- 
gungsbescheides sowie bei der Rückforderung 
zurückzuzahlender Wohngeldbeträge. 

§ 37 

Verweisungen 

Wenn außerhalb dieses Gesetzes auf Vorschriften 
verwiesen wird oder Bezeichnungen verwendet wer- 
den, die durch dieses Gesetz gegenstandslos gewor- 
den sind, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Vorschriften und Bezeichnungen dieses Gesetzes. 
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§ 38 

Aufhebung und Änderung von Vorschriften 

(1) Folgende Vorschriften treten mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes außer Kraft, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes vorgesdirieben ist: 

1. das Wohngeldgesetz in der Fassung vom 1. April 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 177), geändert durch 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
14. November 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2187), 

2. § 9 der Verordnung über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen in der Fassung vom 
22. März 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 185), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23. März 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 140). 

(2) § 3 Nr. 58 des Einkommensteuergesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„58. Wohngeld nach der Wohngeldgesetzgebung,". 

§ 39 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 


(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 40 

Inkrafttreten 

(1) § 36 tritt am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft, die übrigen Vorschriften treten 
am 1. Januar 1971 in Kraft. 

(2) Ist über einen Antrag auf Wohngeld bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes noch nicht entschieden, 
so wird die Entscheidung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes getroffen. Erstreckt sich der Antrag 
auf einen Zeitraum, der ganz oder teilweise vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes liegt, so kann der 
Antragberechtigte verlangen, daß abweichend von 
Satz 1 die Entscheidung für den gesamten Bewilli- 
gungszeitraum nach den bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes geltenden Vorschriften getroffen wird. 

(3) Ist Wohngeld bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bewilligt, so sind die Vorschriften dieses Gesetzes 
auf den laufenden Bewilligungszeitraum nicht anzu- 
wenden. 
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Drucksadie VI/1116 


Anlage 1 


Wohngeld für Alleinstehende 

Das Wohngeld eines Alleinstehenden beträgt 


bei dem zwölf- 
ten Teil des 

bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 

Jahreseinkom- 










mens 10) 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 



20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

von 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 



40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

mehr 

bis 










als 










DM 

DM 




Deutsche Mark 





100 

15 

35 

54 

72 

90^ 

108 

126 

144 

162 " 

100 

120 

14 

34 

53 

71 

89 

107 

125 

143 

161 

120 

140 

13 

33 

52 

70 

88 

106 

124 

142 

159 

140 

160 

11 

31 

51 

69 

87 

105 

122 

139 

156 

160 

180 

9 

29 

48 

67 

86 

103 

120 

136 

152 

180 

200 

5 

26 

46 

65 

84 

100 

116 

131 

146 

200 

220 


23 

43 

63 

81 

96 

111 

125 

139 

220 

240 


20 

40 

60 

76 

92 

105 

118 

131 

240 

260 


15 

35 

55 

72 

86 

99 

111 

123 

260 

280 


10 

30 

50 

68 

81 

93 

105 

115 

280 

300 


5 

25 

45 

64 

76 

87 

99 

108 

300 

320 



19 

39 

58 

71 

82 

92 

101 

320 

340 



12 

32 

52 

66 

76 

85 

94 

340 

360 



5 

25 

45 

61 

70 

79 

87 

360 

380 




20 

40 

56 

65 

73 

80 

380 

400 




15 

35 

52 

61 

68 

73 

400 

420 




10 

30 

48 

58 

63 

67 

420 

440 




5 

25 

44 

54 

59 

63 

440 

460 





20 

40 

51 

55 

59 

460 

480 





15 

35 

48 

52 

55 

480 

500 





10 

30 

45 

48 

51 

500 

520 






25 

42 

45 

48 

520 

540 






20 

39 

42 

45 

540 

560 






15 

35 

39 

43 

560 

580 






10 

30 

36 

41 

580 

600 







25 . 

33 

39 

600 

620 







20 

31 

37 

620 

640 







15 

29 

36 

640 

660 







10 

27 

35 

660 

680 








25 

34 

680 

700 








20 

33 

700 

720 








15 

32 

720 

740 

1 







10 

28 

740 

760 









22 

760 

780 









16 

780 

800 









10 


13 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 2 


Wohngeld für zwei Familienmitglieder 

Rechnen zum Haushalt zwei Familienmitglieder, so beträgt das Wohngeld 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 

bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

einkommen 

(§ 9 Abs. 2) 

20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 



bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

von 


40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

mehr 

bis 

DM 













als 

DM 

Deutsche Mark 


140 

15 

35 

54 

72 

90 

108 

126 

144 

162 

180 

198 

216 

140 

160 

14 

34 

53 

71 

89 

107 

125 

143 

160 

178 

196 

214 

160 

180 

13 

33 

52 

70 

88 

106 

124 

142 

158 

176 

194 

212 

180 

200 

11 

31 

51 

69 

87 

105 

122 

139 

156 

174 

192 

209 

200 

220 

9 

29 

49 

68 

86 

103 

120 

137 

154 

171 

188 

205 

220 

240 

7 

27 

47 

66 

84 

101 

118 

135 

152 

168 

184 

201 

240 

260 

5 

25 

44 

63 

82 

99 

116 

133 

149 

165 

181 

197 

260 

280 


20 

40 

60 

79 

96 

113 

130 

146 

161 

176 

193 

280 

300 


15 

35 

55 

75 

92 

109 

126 

142 

157 

172 

189 

300 

320 


10 

30 

' 50 

70 

88 

105 

121 

137 

153 

169 

185 

320 

340 


5 

25 

45 

65 

83 

100 

116 

132 

148 

164 

180 

340 

360 



20 

40 

59 

77 

95 

111 

127 

143 

159 

174 

360 

380 



15 

35 

53 

71 

89 

106 

122 

138 

154 

168 

380 

400 



10 

29 

47 

65 

83 

101 

117 

133 

148 

162 

400 

420 



5 

23 

41 

59 

77 

95 

112 

128 

142 

156 

420 

440 




17 

35 

53 

71 

89 

107 

122 

136 

150 

440 

460 




11 

29 

47 

65 

83 

101 

116 

130 

144 

460 

480 




5 

23 

41 

59 

77 

95 

110 

124 

138 

480 

500 





17 

35 

53 

71 

89 

104 

118 

132 

500 

520 





11 

29 

47 

65 

83 

98 

112 

126 

520 

540 





5 

23 

41 

59 

77 

92 

106 

120 

540 

560 






17 

35 

53 

71 

87 

101 

115 

560 

580 






11 

30 

48 

66 

82 

96 

110 

580 

600 






5 

25 

43 

61 

77 

91 

105 

600 

620 







20 

38 

56 

72 

86 

100 

620 

640 







15 

33 

51 

67 

81 

95 

640 

660 







10 

28 

46 

62 

76 

90 

660 

680 








23 

41 

57 

71 

85 

680 

700 








18 

36 

52 

66 

80 

700 

720 








13 

31 

47 

61 

75 

720 

740 








10 

26 

42 

56 

70 

740 

760 









22 

37 

52 

66 

760 

780 









18 

33 

48 

62 

780 

800 









14 

29 

44 

58 

800 

820 









10 

25 

40 

54 

820 

840 










21 

37 

50 

840 

860 










17 

34 

45 

860 

880 










13 

31 

40 

880 

900 








- 


10 

27 

35 
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Drucksache VI/1116 


noch Anlage 2 


bei einem 
monatlichen 



bei einer zu berüdcsiditigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 



Familien- 













über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

einkommen 

(§ 9 Abs. 2) 

20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

von 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

mehr , . 













DM 

Deutsche Mark 

900 920 











23 

30 

920 940 











19 

26 

940 960 











15 

22 

960 980 











10 

19 

980 1000 












16 

1000 1020 












13 

1020 1040 

1 












10 
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Anlage 3 


Wohngeld für drei Familienmitglieder 

Rechnen zum Haushalt drei Familienmitglieder, so beträgt das Wohngeld 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 
einkommen 
(§ 9 Abs. 2) 

von 


mehr 

als 

DM 


bis 

DM 



200 

200 

220 

220 

240 

240 

260 

260 

280 

280 

300 

300 

320 

320 

340 

340 

360 

360 

380 

380 

400 

400 

420 

420 

440 

440 

460 

460 

480 

480 

500 

500 

520 

520 

540 

540 

560 

560 

580 

580 

600 

600 

620 

620 

640 

640 

660 

660 

680 

680 

700 

700 

720 

720 

740 

740 

760 

760 

780 

780 

800 

800 

820 

820 

840 

840 

860 

860 

880 

880 

900 

900 

920 

920 

940 

940 

960 

960 

980 

980 

1000 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

20 

40 

60 1 

80 1 

100 

120 

140 

160 1 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

bis 

bis 

bis 

bis ' 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis ' 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 : 

280 

300 

320 


Deutsche Mark 


35 

54 

72 

90 

108 

126 

144 

162 

180 

198 

216 

234 

252 

270 

32 

52 

70 

88 

106 

125 

143 

161 

179 

196 

214 

232 

250 

268 

28 

49 

67 

86 

104 

123 

141 

159 

177 

193 

212 

229 

247 

265 

24 

45 

63 

83 

101 

121 

139 

157 

174 

190 

208 

225 

243 

261 

20 

40 

59 

79 

99 

119 

136 

154 

171 

186 

203 

220 

238 

255 

15 

35 

55 

75 

95 

115 

133 

151 

167 

182 

198 

214 

232 

249 

10 

30 

50 

70 

90 

110 

129 

147 

163 

177 

192 

208 

225 

242 

5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

143 

158 

172 

186 

201 

218 

234 


20 

40 

60 

80 

100 

120 

139 

153 

166 

180 

194 

210 

226 


15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

148 

161 

174 

187 

202 

218 


10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

143 

156 

168 

180 

194 

210 


5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

138 

151 

162 

173 

186 

202 



20 

40 

60 

80 

100 

120 

133 

145 

156 

167 

178 

194 



15 

35 

55 

75 

95 

115 

128 

140 

151 

161 

171 

186 



10 

30 

50 

70 

90 

110 

123 

135 

145 

155 

165 

179 



5 

25 

45 

65 

85 

105 

118 

130 

140 

150 

160 

172 




20 

40 

60 

80 

100 

113 

125 

135 

145 

155 

165 




15 

35 

55 

75 

95 

108 

120 

130 

140 

150 

159 




10 

30 

50 

70 

90 

103 

115 

125 

135 

145 

153 




5 

25 

45 

65 

85 

98 

110 

120 

130 

139 

147 





20 

40 

60 

80 

93 

105 

115 

125 

134 

141 





15 

35 

55 

75 

88 

100 

110 

120 

129 

135 





10 

30 

50 

70 

83 

95 

105 

115 

124 

129 





5 

25 

45 

65 

78 

90 

100 

110 

118 

123 






20 

40 

60 

73 

85 

95 

105 

112 

118 






15 

35 

55 

68 

80 

90 

100 

107 

113 






10 

30 

50 

63 

75 

85 

95 

102 

108 






5 

25 

45 

58 

70 

80 

90 

97 

103 







20 

40 

53 

65 

75 

86 

92 

98 







15 

34 

48 

60 

70 

82 

88 

94 







10 

28 

43 

55 

66 

78 

84 

90 








22 

38 

50 

62 

74 

80 

86 








16 

32 

45 

58 

70 

76 

82 








10 

26 

40 

54 

66 

72 

78 









21 

36 

50 

62 

68 

75 









16 

32 

46 

58 

64 

72 









10 

28 

42 

54 

62 

70 










24 

38 

51 

59 

68 










20 

34 

47 

56 

66 










15 

30 

43 

53 

64 










10 

26 

39 

51 

62 
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Drucksache VI/1116 


noch Anlage 3 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 
einkommen 
{§ 9 Abs. 2) 


von 


mehr 

als 

DM 


bis 

DM 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

240 

über 

über 

über 

20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

über 

260 

280 

300 

bis 

bis 

bis 

bis ' 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

[ bis 

; bis 

bis 

bis 

40 ; 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 


Deutsche Mark 


1000 

1020 

22 

35 

48 

60 

1020 

1040 

18 

31 

45 

57 

1040 

1060 

14 

27 

42 

54 

1060 

1080 1 

10 

23 

39 

51 

1080 

1100 


19 

36 

48 

1100 

1120 


16 

33 

45 

1120 

1140 


13 

30 

42 

1140 

1160 


10 

27 

38 

1160 

1180 



24 

34 

1180 

1200 



20 

30 
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Drucksache VI/1116 
Anlage 4 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Wohngeld für vier Familienmitglieder 

Rechnen zum Haushalt vier Familienmitglieder, so beträgt das Wohngeld 


bei einem 
monatlichen 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


r diiii 

einkol 

(§9A 

VC 

mehr 

als 

DM 

iieii- 

nmen 
bs. 2) 

)n 

über 1 
; 20 

1 bis 1 
' 40 i 

1 

über 

40 

bis 

60 

über 1 
60 1 
bis j 
80 

1 

über , 
80 1 
bis j 
100 1 

1 

1 

über 1 
100 1 
bis ; 
120 

über ; 
120 ! 
bis 

140 ; 

über : 
140 ■ 

bis 

160 

I 

über 

160 ; 
bis 1 
180 1 

über 

180 

bis 

200 

1 

über ] 
200 1 
bis ! 
220 

1 

über 

220 

bis 

! 240 : 

1 1 

über 1 
240 1 

bis 1 
260 1 

über 

260 

bis 

280 

über 
280 
bis 
: 300 

! 1 

ÜlXM 

300 
bis ; 
i 320 1 

1 1 

ül^er 

320 

bis 

340 

bis 

DM 

j 






Deutsche Mark 







240 

13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

171 

189 

207 

225 

243 

261 

279 

297 

240 

260 

i 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

149 

167 

185 

203 

221 

239 

256 

273 

290 

260 

280 

5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

144 

163 

181 

199 

217 

235 

251 

267 

283 

280 

300 


20 

40 

60 

80 

100 

120 

139 

158 

177 

195 

213 

230 

246 

261 

276 

300 

320 


15 

35 

55 

75 

95 

114 

133 

152 

171 

190 

207 

224 

240 

255 

269 

320 

340 


10 

30 

50 

70 

89 

108 

127 

146 

165 

184 

201 

218 

234 

249 

262 

340 

360 


5 

25 

45 

64 

83 

102 

121 

140 

159 

178 

195 

212 

228 

243 

255 

360 

380 



20 

40 

59 

78 

97 

116 

135 

154 

172 

190 

206 

222 

237 

248 

380 

400 



15 

35 

54 

73 

92 

111 

130 

149 

167 

185 

201 

216 

231 

241 

400 

420 



10 

30 

49 

68 

87 

106 

125 

144 

162 

180 

196 

210 

224 

234 

420 

440 



5 

25 

44 

63 

82 

101 

120 

139 

157 

175 

191 

204 

217 

227 

440 

460 




20 

40 

59 

78 

97 

116 

134 

152 

170 

186 

198 

210 

221 

460 

480 




15 

35 

54 

73 

92 

111 

129 

147 

165 

181 

192 

203 

214 

480 

500 




10 

30 

49 

68 

87 

106 

124 

142 

160 

176 

186 

196 

206 

500 

520 




5 

25 

44 

63 

82 

101 

119 

137 

155 

171 

181 

190 

199 

520 

540 





20 

40 

59 

78 

96 

114 

132 

150 

166 

177 

185 

193 

540 

560 





15 

35 

54 

73 

92 

110 

128 

145 

161 

173 

180 

187 

560 

580 





10 

30 

50 

69 

88 

106 

124 

141 

157 

169 

176 

181 

580 

600 





5 

25 

45 

65 

85 

103 

120 

137 

153 

165 

172 

176 

600 

620 






21 

41 

61 

81 

100 

117 

133 

149 

161 

167 

171 

620 

640 






17 

37 

57 

77 

97 

114 

130 

145 

157 

163 

166 

640 

660 






13 

33 

53 

73 

93 

111 

127 

141 

153 

159 

162 

660 

680 






9 

29 

49 

69 

89 

107 

124 

137 

149 

155 

158 

680 

700 






5 

25 

45 

65 

84 

103 

120 

133 

145 

151 

154 

700 

720 







20 

40 

60 

79 

98 

115 

129 

140 

147 

150 

720 

740 







15 

35 

55 

74 

93 

110 

125 

135 

144 

146 

740 

760 







10 

30 

50 

69 

88 

105 

120 

130 

140 

142 

760 

780 







5 

25 

45 

64 

83 

100 

115 

125 

135 

138 

780 

800 








19 

39 

58 

77 

95 

110 

120 

130 

134 

800 

820 








12 

32 

52 

71 

90 

105 

115 

125 

130 

820 

840 








5 

25 

45 

65 

84 

100 

110 

120 

126 

840 

860 









20 

40 

59 

78 

95 

105 

115 

122 

860 

880 









15 

35 

54 

72 

90 

100 

110 

118 

880 

900 









10 

30 

49 

67 

84 

95 

105 

114 

900 

920 










25 

45 

62 

78 

90 

100 

109 

920 

940 










20 

40 

57 

72 

84 

94 

104 

940 

960 










15 

35 

52 

66 

78 

88 

98 

960 

980 










10 

30 

48 

60 

72 

82 

92 

980 

1000 











24 

42 

55 

66 

76 

86 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1116 


noch Anlage 4 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 
einkommen 
(§ 9 Abs. 2) 


von 


mehr 

als 

DM 


bis 

DM 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


über 

über 

' über ! 

über 

1 über 

über 

über 

1 

über 

über 1 

über j 

über 

1 über 

über 1 

über 

über 

über 

20 

40 

60 

80 1 

100 

120 

140 

160 

180 

200 i 

220 1 

240 

260 1 

280 

300 

320 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis ' 

bis 

bis 1 

bis 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 1 

340 


Deutsche Mark 


1000 

1020 

17 

36 

50 

61 

70 

79 

1020 

1040 

10 

30 

46 

56 

65 

74 

1040 

1060 


25 

42 

51 

60 

69 

1060 

1080 


20 

38 

47 

56 

64 

1080 

1100 


15 

34 

44 

52 

60 

1100 

1120 


10 

30 

40 

49 

58 

1120 

1140 



25 

36 

46 

56 

1140 

1160 



20 

32 

43 

53 

1160 

1180 



15 

28 

40 

50 

1180 

1200 



10 

24 

37 

47 

1200 

1220 




20 

34 

44 

1220 

1240 




16 

31 

41 

1240 

1260 




13 

28 

38 

1260 

1280 




10 

24 

35 

1280 

1300 





20 

32 

1300 

1320 





15 

29 

1320 

1340 





10 

26 

1340 

1360 






22 

1360 

1380 






18 

1380 

1400 






15 
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Dnidts adie VI/1116 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 5 


Wohngeld für fünf Familienmitglieder 

Rechnen zum Haushalt fünf Familienmitglieder, so beträgt das Wohngeld 


bei einem 
monatlichen 




bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7] 

von 




Familien- 

einkommen 

' 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

(§ 9 Abs. 2) 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 



bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

von 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

400 

mehr 

als 

DM 




















bis 

DM 

Deutsche Mark 


300 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

144 

162 

180 

198 

216 

234 

252 

270 

288 

306 

324 

342 

300 

320 

18 

38 

58 

78 

99 

119 

139 

158 

176 

195 

213 

231 

249 

267 

284 

302 

320 

337 

320 

340 

11 

31 

51 

72 

93 

113 

134 

153 

172 

191 

209 

226 

244 

261 

278 

296 

314 

330 

340 

360 

5 

25 

45 

66 

87 

107 

128 

147 

167 

186 

204 

221 

238 

255 

271 

289 

306 

322 

360 

380 


19 

39 

60 

81 

101 

122 

141 

161 

180 

198 

215 

232 

248 

264 

282 

298 

314 

380 

400 


14 

34 

54 

75 

95 

116 

135 

155 

174 

193 

209 

225 

241 

257 

274 

290 

306 

400 

420 


9 

29 

49 

69 

89 

110 

130 

150 

169 

188 

203 

218 

233 

249 

266 

282 

298 

420 

440 


5 

25 

44 

64 

84 

105 

125 

145 

164 

183 

198 

212 

226 

241 

258 

274 

290 

440 

460 



20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

178 

193 

206 

219 

233 

250 

266 

281 

460 

480 



15 

36 

56 

76 

96 

116 

136 

156 

173 

188 

200 

212 

225 

242 

257 

272 

480 

500 



10 

32 

52 

72 

92 

112 

132 

152 

168 

183 

194 

205 

218 

234 

248 

262 

500 

520 



7 

28 

48 

68 

88 

108 

128 

148 

163 

178 

188 

199 

212 

226 

239 

252 

520 

540 



5 

24 

44 

64 

84 

104 

124 

144 

159 

173 

183 

194 

206 

218 

230 

242 

540 

560 




20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

155 

168 

179 

189 

200 

211 

222 

233 

560 

580 




15 

35 

56 

76 

96 

116 

136 

151 

164 

175 

185 

195 

205 

215 

224 

580 

600 




10 

31 

52 

72 

92 

112 

132 

147 

160 

171 

180 

190 

200 

209 

216 

600 

620 




5 

26 

48 

68 

88 

108 

128 

142 

156 

167 

176 

186 

195 

203 

209 

620 

640 





21 

43 

64 

84 

104 

124 

138 

152 

163 

172 

182 

190 

197 

203 

640 

660 





16 

38 

60 

80 

100 

120 

134 

148 

159 

168 

178 

185 

191 

197 

660 

680 





12 

33 

55 

75 

95 

115 

130 

144 

155 

164 

174 

180 

186 

192 

680 

700 





8 

29 

50 

70 

90 

110 

126 

140 

151 

160 

169 

175 

181 

187 

700 

720 





5 

25 

45 

65 

85 

105 

122 

136 

147 

156 

164 

170 

176 

182 

720 

740 






20 

40 

60 

80 

100 

118 

132 

143 

152 

159 

165 

171 

177 

740 

760 






15 

35 

55 

75 

95 

114 

128 

139 

148 

154 

160 

166 

172 

760 

780 






10 

30 

50 

70 

90 

110 

124 

135 

143 

149 

155 

161 

167 

780 

800 






5 

25 

45 

65 

85 

105 

120 

131 

138 

144 

150 

156 

161 

800 

820 







20 

40 

60 

80 

100 

116 

126 

133 

139 

145 

151 

155 

820 

840 







15 

35 

55 

75 

95 

112 

121 

128 

134 

140 

146 

149 

840 

860 







10 

30 

50 

70 

90 

107 

116 

123 

129 

135 

141 

143 

860 

880 







5 

25 

45 

65 

85 

102 

111 

118 

124 

129 

135 

137 

880 

900 








19 

39 

59 

79 

96 

106 

113 

119 

123 

128 

131 

900 

920 








12 

33 

53 

73 

90 

101 

108 

114 

118 

122 

124 

920 

940 








5 

27 

47 

67 

84 

97 

104 

109 

113 

117 

119 

940 

960 









21 

41 

61 

78 

93 

100 

105 

108 

112 

115 

960 

980 









15 

35 

55 

72 

89 

96 

101 

104 

108 

111 

980 

1000 









10 

29 

49 

66 

85 

92 

97 

100 

104 

107 

1000 

1020 










23 

43 

60 

80 

88 

93 

96 

100 

103 

1020 

1040 










17 

37 

55 

75 

84 

89 

92 

96 

100 

1040 

1060 










10 

31 

50 

70 

80 

85 

89 

93 

97 

1060 

1080 











25 

45 

65 

76 

81 

86 

90 

94 

1080 

1100 











20 

40 

60 

72 

77 

83 

88 

91 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/1116 


noch Anlage 5 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 
einkommen 
(§9 Abs. 2) 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


über 

über 

über 

über ; 

über 

über 1 

über 

über 

über 

über : 

über 1 

über 

über i 

über ' 

über 

über 

über 

über 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 ' 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

bis 

bis 1 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis i 

bis 

bis 1 

bis 

bis 

bis 

bis i 

bis 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

! 220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

400 


Deutsche Mark 


1100 1120 

15 35 55 68 73 80 86 89 

1120 1140 

10 30 50 64 69 77 84 87 

1140 1160 

25 45 60 65 74 82 85 

1160 1180 

20 40 56 62 72 80 83 

1180 1200 

15 35 52 59 70 79 82 

1200 1220 

10 30 48 56 68 78 81 

1220 1240 

25 44 53 66 76 80 

1240 1260 

20 40 50 64 74 79 

1260 1280 

15 35 47 62 72 77 

1280 1300 

10 30 44 60 70 75 

1300 1320 

25 41 58 68 73 

1320 1340 

20 38 55 66 71 

1340 1360 

15 35 52 64 69 

1360 1380 

10 ’ 31 49 61 67 

1380 1400 

‘ 27 45 59 65 

1400 1420 

22 41 56 63 

1420 1440 

16 36 53 61 

1440 1460 

10 31 50 59 

1460 1480 

26 46 56 

1480 1500 

22 42 52 

1500 1520 

18 38 48 

1520 1540 

14 34 44 

1540 1560 

10 30 40 

1560 1580 

25 35 

1580 1600 

20 30 
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Drucksache VI/1116 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 6 


Wohngeld für sechs Familienmitglieder 

Rechnen zum Haushalt sechs Familienmitglieder, so beträgt das Wohngeld 


bei einem 
monatlichen 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


Familien- 
einkommen 
{§ 9 Abs. 2) 

von 

über 

40 

bis 

60 

über 

60 

bis 

80 

über 

80 

bis 

100 

über 
100 , 
bis 
120 

über 
120 ' 
bis 
140 . 

über 

140 

bis 

160 

über 
IGO 
bis ' 
180 1 

über 

180 

bis 

200 

über 

200 

bis 

220 

über 

220 

bis 

240 

über 

240 

bis 

260 

über 

260 

bis 

280 

über 

280 

bis 

300 

über 

300 

bis 

320 

über 

320 

bis 

340 

über 

340 

bis 

360 

über 

360 

bis 

3H0 

über 

380 

bis 

400 

über 

400 

bis 

420 

über 

420 

bis 

440 

mehr 






















bis 





















als 

DM 

DM 









Deutsche Mark 










340 

16 

36 

56 

76 

96 

116 

136 

156 

176 

196 

216 

236 

256 

276 

296 

316 

333 

351 

369 

387 

340 

360 

14 

34 

54 

74 

94 

114 

134 

154 

174 

194 

214 

234 

254 

273 

293 

313 

331 

348 

366 

385 

360 

380 

10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

190 

210 

230 

250 

269 

288 

307 

326 

343 

362 

380 

380 

400 

5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

225 

245 

264 

283 

302 

320 

338 

356 

374 

400 

420 


21 

41 

61 

81 

101 

121 

141 

161 

181 

201 

221 

241 

259 

277 

295 

313 

331 

349 

367 

420 

440 


17 

37 

57 

77 

97 

117 

137 

157 

177 

197 

217 

237 

253 

271 

289 

307 

324 

342 

360 

440 

460 


13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

173 

19S 

213 

233 

248 

265 

283 

300 

317 

335 

353 

460 

480 


9 

29 

49 

69 

89 

109 

129 

149 

169 

189 

209 

229 

245 

261 

278 

294 

310 

328 

346 

480 

500 


5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

225 

240 

256 

272 

288 

304 

321 

339 

500 

520 



21 

41 

61 

81 

101 

121 

141 

161 

181 

201 

221 

236 

251 

266 

281 

297 

314 

331 

520 

540 



17 

37 

57 

77 

97 

117 

137 

157 

177 

197 

217 

232 

247 

261 

275 

290 

306 

324 

540 

560 



13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

173 

193 

213 

228 

243 

256 

269 

283 

299 

316 

560 

580 , 



9 

29 

49 

69 

89 

109 

129 

149 

169 

189 

209 

224 

238 

251 

263 

276 

292 

309 

580 

600 



5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

220 

233 

246 

258 

270 

284 

301 

600 

620 




20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

215 

229 

242 

254 

266 

278 

293 

620 

640 




15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

175 

195 

210 

225 

238 

250 

262 

274 

287 

640 

660 




10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

190 

205 

220 

234 

246 

258 

270 

282 

660 

680 




5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

200 

215 

230 

242 

254 

266 

277 

680 

700 





21 

41 

61 

81 

101 

121 

141 

161 

180 

195 

210 

225 

237 

249 

261 

272 

700 

720 





17 

37 

57 

77 

97 

117 

137 

157 

174 

189 

204 

219 

231 

243 

255 

267 

720 

740 





13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

168 

183 

198 

213 

225 

237 

249 

261 

740 

760 





9 

29 

49 

69 

89 

109 

129 

148 

162 

177 

192 

207 

219 

231 

243 

255 

760 

780 





5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

142 

156 

171 

186 

201 

213 

225 

237 

249 

780 

800 






20 

40 

60 

80 

100 

120 

136 

150 

165 

180 

195 

207 

219 

231 

243 

800 

820 






15 

35 

55 

75 

95 

115 

130 

144 

159 

174 

189 

201 

213 

225 

237 

820 

840 






10 

30 

50 

70 

90 

109 

124 

138 

153 

168 

183 

198 

207 

219 

231 

840 

860 






5 

25 

45 

65 

84 

102 

118 

132 

147 

162 

177 

189 

201 

213 

225 

860 

880 







20 

40 

59 

77 

95 

112 

127 

142 

157 

172 

184 

196 

208 

220 

880 

900 







15 

35 

53 

71 

89 

106 

122 

137 

152 

167 

179 

191 

203 

215 

900 

920 







10 

29 

47 

65 

83 

101 

119 

133 

147 

161 

174 

186 

197 

208 

920 

940 







5 

23 

41 

60 

79 

97 

115 

129 

143 

156 

168 

180 

191 

202 

940 

960 








17 

36 

55 

74 

93 

112 

125 

138 

151 

163 

175 

186 

196 

960 

980 








11 

31 

50 

70 

89 

108 

121 

133 

146 

158 

170 

181 

190 

980 

1000 








5 

25 

45 

65 

85 

105 

118 

129 

141 

152 

164 

175 

185 

1000 

1020 









20 

40 

60 

80 

100 

114 

125 

136 

147 

158 

169 

180 

1020 

1040 









15 

35 

55 

75 

95 

110 

121 

132 

143 

153 

163 

174 

1040 

1060 









10 

30 

50 

70 

90 

106 

117 

128 

139 

148 

157 

167 

1060 

1080 









5 

25 

45 

65 

85 

101 

114 

124 

134 

144 

153 

162 

1080 

1100 










21 

41 

61 

81 

97 

111 

120 

129 

139 

149 

157 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1116 


noch Anlage 6 


bei einem 
monatlichen 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) 

von 





Familien- 

einkommen 

1 

über über 

- 1 : ! ! 

über , über i über i über : über ; über ; über . über über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

9 Abs. 2) 

40 60 

80 100 120 ' 140 160 : 180 200 220 240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

400 

420 



bis 1 bis 

bis 1 bis i bis • bis ' bis 1 bis ' bis bis ' bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

von 

60 80 

100 120 140 , 160 i 180 200 : 220 j 240 , 260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

i 400 

! 420 

440 

mehr 

als 

DM 













bis 

DM 

Deutsche Mark 

1100 

1120 


17 37 

57 

77 

93 

106 

116 

125 

134 

144 

152 

1120 

1140 


13 33 

53 

73 

89 

100 

111 

121 

130 

139 

147 

1140 

1160 


10 30 

50 

70 

85 

95 

105 

116 

125 

134 

142 

1160 

1180 


25 

45 

65 

81 

90 

101 

111 

120 

129 

138 

1180 

1200 


20 

40 

60 

77 

86 

95 

105 

115 

124 

133 

1200 

1220 


15 

35 

55 

73 

82 

91 

100 

109 

118 

127 

1220 

1240 


10 

30 

50 

69 

78 

87 

96 

105 

113 

121 

1240 

1260 



25 

45 

65 

74 

83 

92 

101 

107 

114 

1260 

1280 



20 

40 

60 

70 

79 

88 

97 

103 

108 

1280 

1300 



15 

35 

55 

66 

75 

84 

93 

100 

103 

1300 

1320 



10 

30 

50 

62 

71 

80 

89 

97 

99 

1320 

1340 




25 

45 

58 

67 

76 

85 

93 

95 

1340 

1360 




20 

40 

54 

64 

72 

80 

88 

91 

1360 

1380 




15 

34 

50 

61 

69 

76 

83 

87 

1380 

1400 




10 

28 

45 

58 

66 

72 

78 

83 

1400 

1420 





22 

40 

55 

63 

68 

74 

79 

1420 

1440 





16 

35 

52 

59 

64 

69 

74 

1440 

1460 





10 

30 

48 

55 

61 

65 

69 

1460 

1480 






25 

44 

51 

58 

62 

65 

1480 

1500 






20 

40 

47 

55 

59 

61 

1500 

1520 






15 

34 

43 

52 

56 

58 

1520 

1540 






10 

28 

39 

49 

53 

55 

1540 

1560 







22 

35 

46 

50 

53 

1560 

1580 







16 

30 

43 

47 

50 

1580 

1600 







10 

25 

40 

44 

47 

1600 

1620 








20 

36 

41 

45 

1620 

1640 








15 

32 

38 

43 

1640 

1660 








10 

28 

35 

41 

1660 

1680 









24 

32 

39 

1680 

1700 









20 

29 

37 

1700 

1720 









16 

26 

35 

1720 

1740 









13 

24 

33 

1740 

1760 









10 

22 

31 

1760 

1780 










20 

29 

1780 

1800 










18 

27 

1800 

1820 










15 

25 
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Drucksache VI/1116 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 7 


Wohngeld für sieben Familienmitglieder 

Rechnen zum Haushalt sieben Familienmitglieder, so beträgt das Wohngeld 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 
einkommen 
(§ 9 Abs. 2) 

von 


mehr 

als 

DM 


bis 

DM 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über über 

über 

über 

über 

über 

über 

60 ’ 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 360 

380 

400 

420 

440 

460 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 380 

400 

420 

440 

460 

480 


Deutsche Mark 



400 

30 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

175 

195 

215 

235 

255 

275 

295 

315 

333 

349 

365 

381 

396 

411 

400 

420 

27 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

190 

210 

230 

250 

270 

290 

310 

328 

344 

361 

377 

392 

407 

420 

440 

24 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

225 

245 

265 

285 

304 

323 

339 

357 

373 

388 

403 

440 

460 

21 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

279' 

298 

317 

334 

352 

368 

383 

398 

460 

480 

17 

36 

56 

76 

96 

116 

135 

155 

175 

195 

215 

235 

255 

274 

293 

312 

329 

347 

363 

378 

393 

480 

500 

13 

32 

52 

72 

92 

111 

130 

150 

170 

190 

210 

230 

250 

269 

288 

307 

324 

342 

357 

373 

388 

500 

520 

9 

28 

48 

68 

88 

107 

126 

145 

165 

185 

205 

225 

245 

264 

283 

302 

319 

336 

351 

367 

382 

520 

540 

5 

25 

45 

65 

84 

103 

122 

141 

161 

181 

201 

221 

241 

259 

278 

297 

314 

330 

345 

361 

376 

540 

560 


22 

42 

62 

81 

100 

119 

138 

157 

177 

197 

217 

237 

255 

274 

292 

309 

324 

339 

355 

370 

560 

580 


19 

39 

59 

78 

97 

116 

135 

154 

174 

194 

214 

234 

252 

271 

288 

304 

318 

333 

349 

364 

580 

600 


16 

36 

56 

75 

94 

113 

132 

151 

171 

191 

211 

231 

249 

268 

284 

299 

312 

327 

343 

358 

600 

620 


13 

33 

53 

72 

91 

110 

129 

148 

168 

188 

208 

228 

246 

265 

280 

294 

306 

321 

337 

352 

620 

640 


9 

29 

49 

68 

87 

106 

125 

144 

164 

184 

204 

224 

242 

261 

276 

290 

301 

315 

331 

346 

640 

660 


5 

25 

45 

64 

83 

102 

121 

140 

160 

180 

200 

220 

238 

257 

272 

286 

296 

309 

325 

340 

660 

680 



20 

40 

60 

79 

98 

117 

136 

156 

176 

196 

216 

234 

253 

268 

281 

291 

303 

319 

334 

680 

700 



15 

35 

55 

75 

94 

113 

132 

152 

172 

192 

212 

230 

249 

264 

276 

286 

297 

313 

328 

700 

720 



10 

30 

50 

70 

90 

109 

128 

148 

168 

188 

208 

226 

245 

260 

271 

281 

291 

307 

322 

720 

740 



5 

25 

45 

65 

85 

104 

124 

144 

164 

184 

204 

222 

241 

256 

266 

276 

286 

301 

316 

740 

760 




20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

218 

237 

251 

261 

271 

281 

295 

310 

760 

780 




15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

175 

195 

214 

232 

246 

256 

266 

276 

289 

304 

780 

800 




10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

190 

209 

227 

241 

251 

261 

271 

283 

298 

800 

820 




5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

204 

222 

236 

246 

256 

266 

277 

292 

820 

840 





20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

199 

217 

231 

241 

251 

261 

271 

286 

840 

860 





15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

175 

194 

212 

226 

236 

246 

256 

266 

280 

860 

880 





10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

189 

207 

221 

231 

241 

251 

261 

274 

880 

900 





5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

184 

202 

216 

226 

236 

246 

256 

268 

900 

920 






20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

179 

197 

211 

221 

231 

241 

251 

262 

920 

940 






15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

174 

192 

206 

216 

226 

236 

246 

256 

940 

960 






10 

25 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

169 

187 

201 

211 

221 

231 

240 

249 

960 

980 






5 

20 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

164 

182 

196 

206 

216 

226 

234 

243 

980 

1000 







15 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

159 

177 

191 

201 

211 

221 

228 

237 

1000 

1020 







10 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

154 

172 

186 

196 

206 

215 

222 

231 

1020 

1040 







5 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

149 

167 

181 

191 

200 

209 

216 

225 

1040 

1060 








25 

45 

65 

85 

105 

125 

144 

162 

176 

186 

195 

204 

210 

218 

1060 

1080 








20 

40 

60 

80 

100 

120 

139 

157 

171 

181 

190 

198 

204 

212 

1080 

1100 








15 

35 

55 

75 

95 

115 

134 

152 

166 

176 

184 

192 

198 

205 

1100 

1120 








10 

30 

50 

70 

90 

110 

129 

147 

161 

171 

178 

186 

192 

199 

1120 

1140 








5 

25 

45 

65 

85 

105 

124 

142 

156 

166 

172 

180 

186 

193 

1140 

1160 









21 

40 

60 

80 

100 

119 

137 

151 

161 

167 

174 

180 

186 

1160 

1180 









17 

35 

55 

75 

95 

114 

132 

146 

156 

162 

168 

174 

180 

1180 

1200 









13 

30 

50 

70 

90 

109 

127 

141 

151 

157 

163 

169 

174 
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Drucksache VI/1116 


noch Anlage 7 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 
einkommen 
(§ 9 Abs. 2) 


von 


mehr 

als 

DM 


bis 

DM 


bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 1 über 

über 

über über 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

400 

420 

440 

460 

bis 

bis 

bis 

bis i 

bis 

bis 

bis 

bis 1 

bis 1 

bis 

bis 

bis^ 1 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

80 ; 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 1 

240 , 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 ! 

400 

420 

440 

460 

480 


Deutsche Mark 


1200 

1220 

10 26 

45 

65 

85 

104 

122 

136 

146 

152 

158 

164 

168 

1220 

1240 

22 

40 

60 

80 

99 

117 

131 

141 

147 

153 

159 

163 

1240 

1260 

18 

35 

55 

75 

94 

112 

126 

136 

143 

149 

154 

158 

1260 

1280 

14 

30 

50 

70 

89 

107 

121 

132 

139 

145 

150 

154 

1280 

1300 

10 

26 

45 

65 

84 

102 

116 

128 

135 

141 

146 

150 

1300 

1320 


22 

40 

60 

79 

97 

111 

124 

131 

137 

142 

146 

1320 

1340 


18 

35 

55 

74 

92 

106 

120 

127 

133 

138 

142 

1340 

1360 


14 

30 

50 

69 

87 

102 

116 

123 

129 

134 

138 

1360 

1380 


10 

25 

45 

64 

82 

98 

112 

119 

125 

130 

134 

1380 

1400 



20 

40 

59 

77 

93 

108 

115 

121 

126 

130 

1400 

1420 



15 

35 

54 

73 

89 

104 

111 

117 

122 

126 

1420 

1440 



10 

30 

49 

68 

85 

100 

107 

113 

119 

123 

1440 

1460 




25 

44 

63 

81 

96 

103 

109 

116 

120 

1460 

1480 




20 

39 

58 

77 

92 

99 

107 

114 

118 

1480 

1500 




15 

34 

53 

72 

88 

96 

105 

112 

116 

1500 

1520 




10 

29 

48 

67 

84 

93 

103 

110 

114 

1520 

1540 





24 

43 

62 

80 

90 

101 

108 

112 

1540 

1560, 





19 

38 

57 

75 

86 

99 

106 

110 

1560 

1580 





14 

33 

52 

70 

82 

97 

104 

108 

1580 

1600 





10 

28 

46 

64 

78 

94 

102 

106 

1600 

1620 






22 

40 

58 

74 

91 

99 

104 

1620 

1640 






16 

34 

52 

70 

87 

96 

102 

1640 

1660 






10 

28 

46 

65 

83 

93 

100 

1660 

1680 







22 

40 

60 

78 

90 

98 

1680 

1700 







16 

34 

54 

73 

87 

95 

1700 

1720 







10 

28 

48 

68 

83 

92 

1720 

1740 








22 

42 

62 

79 

88 

1740 

1760 








16 

36 

56 

74 

84 

1760 

1780 








10 

30 

50 

68 

80 

1780 

1800 









24 

44 

62 

76 

1800 

1820 

•- 








17 

37 

56 

72 

1820 

1840 









10 

30 

50 

67 

1840 

1860 










24 

44 

61 

1860 

1880 










19 

37 

55 

1880 

1900 










14 

30 

48 

1900 

1920 










10 

22 

41 

1920 

1940 











16 

34 

1940 

1960 











10 

27 

1960 

1980 












20 


25 




Drucksache VI/1116 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 8 


Wohngeld für acht und mehr Familienmitglieder 


(1) Rechnen zum Haushalt acht oder mehr Familienmitglieder, so beträgt das Wohngeld 


bei einem 
monatlichen 






bei 

einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 






Familien- 
























einkommen 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 


(§ 9 Abs 2) 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

400 

420 

440 

460 

480 

über 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

500 

von 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

400 

420 

440 

460 

480 

500 


mehr 

bis 
























als 
























DM 

DM 











Deutsche Mark 












460 

31 

51 

71 

91 

111 

131 

151 

171 

191 

211 

231 

251 

271 

291 

308 

325 

342 

358 

372 

386 

400 

414 

426 

460 

480 

28 

48 

68 

88 

108 

128 

148 

168 

188 

208 

228 

248 

268 

288 

305 

322 

338 

354 

368 

381 

394 

407 

419 

480 

500 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

225 

245 

265 

285 

302 

319 

334 

349 

362 

375 

388 

401 

413 

500 

520 

22 

42 

62 

82 

102 

122 

142 

162 

182 

202 

222 

242 

262 

282 

299 

316 

330 

344 

357 

370 

383 

396 

408 

520 

540 

19 

39 

59 

79 

99 

119 

139 

159 

179 

199 

219 

239 

259 

279 

296 

313 

326 

339 

352 

365 

378 

391 

403 

540 

560 

16 

36 

56 

76 

96 

116 

136 

156 

176 

196 

216 

236 

256 

276 

293 

309 

321 

334 

347 

360 

373 

386 

398 

560 

580 

13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

173 

193 

213 

233 

253 

273 

289 

304 

317 

330 

343 

356 

368 

380 

392 

580 

600 

9 

29 

49 

69 

89 

109 

129 

149 

169 

189 

209 

229 

249 

269 

285 

299 

312 

325 

338 

351 

363 

375 

387 

600 

620 

'~^5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

225 

245 

265 

281 

294 

307 

320 

333 

346 

358 

370 

382 

620 

640 


21 

41 

61 

81 

101 

121 

141 

161 

181 

201 

221 

241 

261 

277 

290 

303 

316 

329 

341 

353 

365 

377 

640 

660 


17 

37 

57 

77 

97 

117 

137 

157 

177 

197 

217 

237 

257 

273 

286 

299 

312 

325 

337 

349 

361 

373 

660 

680 


13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

173 

193 

213 

233 

253 

269 

282 

295 

308 

321 

333 

345 

357 

369 

680 

700 


9 

29 

49 

69 

89 

109 

129 

149 

169 

189 

210 

230 

250 

265 

278 

291 

304 

317 

329 

341 

353 

365 

700 

720 


5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

225 

245 

261 

274 

287 

300 

313 

325 

337 

349 

361 

720 

740 



21 

41 

61 

81 

101 

121 

141 

161 

181 

201 

221 

241 

257 

270 

283 

296 

309 

321 

333 

345 

357 

740 

760 



17 

37 

57 

77 

97 

117 

137 

157 

177 

197 

217 

237 

253 

266 

279 

292 

305 

317 

329 

341 

353 

760 

780 



13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

173 

193 

213 

233 

248 

261 

274 

287 

300 

312 

324 

336 

'348 

780 

800 



9 

29 

49 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

190 

210 

230 

243 

256 

269 

282 

295 

307 

319 

331 

343 

800 

820 



5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

225 

238 

251 

264 

277 

290 

302 

314 

326 

338 

820 

840 




20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

220 

233 

246 

259 

272 

285 

297 

309 

321 

333 

840 

860 




15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

175 

195 

215 

228 

241 

254 

267 

280 

292 

304 

316 

328 

860 

880 




10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

190 

210 

223 

236 

249 

262 

275 

287 

299 

311 

323 

880 

900 




5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

205 

218 

231 

244 

257 

270 

282 

294 

306 

318 

900 

920 





20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

200 

213 

226 

239 

252 

265 

277 

289 

301 

313 

920 

940 





15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

175 

195 

208 

221 

234 

247 

260 

272 

284 

296 

308 

940 

960 





10 

30 

50 

70 

90 

110 130 

150 

170 

190 

203 

216 

229 

242 

255 

267 

279 

291 

303 

960 

980 





5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

185 

198 

211 

224 

237 

250 

262 

274 

286 

298 

980 

1000 






20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

193 

206 

219 

232 

245 

257 

269 

281 

293 

1000 

1020 






15 

35 

55 

75 

95 

115 

135 

155 

175 

188 

201 

214 

227 

240 

252 

264 

276 

288 

1020 

1040 






10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

150 

170 

183 

196 

209 

222 

235 

247 

259 

271 

283 

1040 

1060 






5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

165 

178 

191 

204 

217 

230 

242 

254 

266 

278 

1060 

1080 







21 

41 

61 

81 

101 

121 

141 

161 

174 

187 

200 

213 

226 

238 

250 

262 

274 

1080 

1100 







17 

37 

57 

77 97 

117 

137 

157 

170 

183 

196 

209 

222 

234 

246 

258 

270 

1100 

1120 







13 

33 

53 

73 

93 

113 

133 

153 

165 

179 

192 

205 

218 

230 

242 

254 

266 

1120 

1140 







9 

29 

49 

69 

89 

109 

129 

149 

162 

175 

188 

201 

214 

226 

238 

250 

262 

1140 

1160 







5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

145 

158 

171 

184 

197 

210 

222 

234 

246 

258 

1160 

1180 








20 

40 

60 80 

100 

i 120 

140 

153 

166 

179 

192 

205 

217 

229 

241 

253 

1180 

1200 








15 

35 

55 75 

95 

115 

135 

148 

161 

174 

187 

200 

212 

224 

236 

248 

1200 

1220 








10 

30 

50 

70 

90 

110 

130 

143 

156 

169 

182 

195 

207 

219 

231 

243 

1220 

1240 








5 

25 

45 

65 

85 

105 

125 

138 

151 

164 

177 

190 

202 

214 

226 

238 

1240 

1260 









20 

40 60 

1 80 

1 100 

120 

133 

146 

159 

172 

185 

197 

209 

221 

233 

1260 

1280 









15 

35 55 

. 75 

> 95 

115 

128 

141 

154 

167 

180 

192 

204 

216 

228 

1280 

1300 









10 

30 50 

70 

1 90 

110 

123 

136 

149 

162 

175 

187 

199 

211 

223 

1 
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noch Anlage 8 


bei einem 
monatlichen 
Familien- 
einkommen 
(§ 9 Abs. 2) 

von 

mehr , . 

, bis 

^ ^ DM 
DM 

über 

60 

bis 

80 


1300 

1320 


1320 

1340 


1340 

1360 


1360 

1380 


1380 

1400 


1400 

1420 


1420 

1440 


1440 

1460 


1460 

1480 


1480 

1500 


1500 

1520 


1520 

1540 


1540 

1560 


1560 

1580 


1580 

1600 


1600 

162C 


1620 

1640 


1640 

1660 


1660 

1680 


1680 

1700 


1700 

1720 


1720 

1740 


1740 

1760 


1760 

1780 


1780 

1800 


1800 

1820 


1820 

1840 


1840 

1860 


1860 

1880 


1880 

1900 


1900 

1920 


1920 

1940 


1940 

1960 


1960 

1980 


1980 

2000 


2000 

2020 


2020 

2040 


2040 

2060 


2060 

2080 


2080 

2100 


2100 

2120 


2120 

2140 


2140 

2160 


2160 

2180 


2180 




bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von 


über 

! 

i über j 

über 

über 

1 

über 

über 

über 

über j 

über 

über 

über j 

über 

über 

über 

über 

über j 

über j 

über 

über 

über 

über 

80 

100 1 

120 1 

140 

160 

180 1 

200 

220 

240 i 

260 1 

280 1 

300 

320 

340 

1 360 

380 1 

400 1 

420 

440 

460 1 

480 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis ' 

bis 

100 

120 ! 

140 

160 

180 

200 

220 

240 

260 

280 

300 

320 

340 

360 

380 

400 

420 

440 1 

1 

460 

480 ; 

500 


Deutsche Mark 


25 

45 

65 

21 

41 

61 

17 

37 

57 

13 

33 

52 

10 

28 

46 


22 

40 


16 

34 


10 

28 



22 



16 



10 


76 

70 

64 

58 

52 

46 

40 

34 

28 

22 

16 

10 


23 

17 

10 


37 

33 

29 

25 

21 

17 

13 

10 


über 

500 


105 

118 

131 

144 

157 

170 

182 

194 

206 

218 

100 

113 

126 

139 

152 

165 
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189 

201 

213 

94 

107 

120 

133 

146 

159 

171 

183 

195 

207 

88 

101 

114 

127 

140 

153 

165 

177 

189 

201 

82 

95 

108 

121 

134 

147 

159 

171 

183 

195 

76 

89 

102 

115 

128 

141 

153 

165 

177 

189 

70 

83 

96 

109 

122 

135 

147 

159 

171 

183 

64 

77 

90 

103 

116 

129 

141 

153 

165 

177 

58 

72 

85 

98 

111 

124 

136 

148 

160 

172 

52 

67 

80 

93 

106 

119 

131 

143 

155 

167 

46 

62 

75 

88 

101 

114 

126 

138 

150 

162 

40 

57 

70 

83 

96 

109 

121 

133 

145 

157 

34 

52 

65 

78 

91 

104 

116 

128 

140 

152 

28 

46 

60 

73 

86 

99 

111 

123 

135 

147 

22 

40 

55 

68 

81 

94 

106 

118 

130 

142 

16 

35 

50 

63 

76 

89 

102 

114 

126 

138 

10 

30 

45 

59 

72 

85 

98 

110 

122 

134 


25 

40 

54 

67 

80 

93 

106 

118 
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20 

35 

49 

62 

75 

88 

101 

113 
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15 

30 

44 

58 

71 

84 

97 

109 

121 


10 

26 

40 

54 

67 

80 

93 

105 

117 



22 

36 

50 

63 

76 

89 

101 

113 



18 

32 

46 

59 

72 

85 

97 

109 



14 

29 

42 

55 

68 

81 

93 

105 



10 

24 

38 

51 

64 

77 

89 

101 




20 

34 

47 

60 

73 

85 

97 




15 

30 

43 

56 

69 

81 

93 




10 

25 

39 

52 

65 

77 

89 





20 

35 

48 

61 

73 

85 





15 

31 

44 

57 

69 

81 





10 

27 

40 

53 

65 

77 






23 

36 

49 

61 

73 






19 

32 

45 

57 

69 






15 

28 

41 

53 

65 






10 

23 

36 

49 

61 







17 

32 

45 

57 







10 

28 

41 

54 


51 

48 

45 

42 

39 

36 

33 

30 
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(2) Bei einer zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von mehr als 
520 Deutsche Mark erhöht sich das nach Absatz 1 maßgebende Wohngeld um 
10 Deutsche Mark für jede angefangenen 20 Deutsche Mark des Mehrbetrages. 

(3) Bei einem monatlichen Familieneinkommen (§ 9 Abs. 2) von mehr als 
2200 Deutsche Mark ermäßigt sich das nach den Absätzen 1 und 2 maßgebende 
Wohngeld um 10 Deutsche Mark für jede angefangenen 100 Deutsche Mark des 
Mehrbetrages. 
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Begründung 


A. 

Allgemeiner Teil 

Es ist das Ziel einer verantwortungsbewußten Ge- 
sellschafts- und Wohnungspolitik, den Wohnungs- 
bau so intensiv zu fördern, daß jede Familie und 
jeder einzelne Bürger in der Bundesrepublik eine 
angemessene Wohnung frei wählen kann. Dabei 
müssen die Wohnungen zu tragbaren Lasten zur 
Verfügung gestellt werden; Mieten oder Belastun- 
gen der Eigenheime und Eigentumswohnungen sol- 
len für jeden erschwinglich sein. Soziale Härten 
müssen durch das Wohngeld ausgeglichen werden. 
Das Wohngeld dient der wirtschaftlichen Sicherung 
der Wohnung so, wie das soziale Mietrecht den 
Besitz einer Wohnung rechtlich sichern soll. 

Das Wohngeld wird dabei zunehmend als Teil der 
öffentlichen Wohnungsbaufinanzierung verstanden. 
Die nach dem Individualprinzip gewährte subjekt- 
bezogene Wohngeldleistung hat sich in der Praxis 
als Ergänzung der objektbezogenen Finanzierungs- 
hilfen bewährt. Das gilt sowohl für den Bau von 
Eigenheimen und Eigentumswohnungen wie auch 
mittelbar für die Errichtung von Mietwohngebäuden. 

Die besondere gesellschaftspolitische Bedeutung des 
Wohngeldes wird verdeutlicht durch den hohen An- 
teil von Rentnern, Pensionären, Familien mit gerin- 
gem Einkommen und kinderreichen Familien an dem 
Kreis der Wohngeldempfänger. 

Wenngleich sich das Wohngeldgesetz in der Fas- 
sung vom 1. April 1965 (Bundesgesetzbi. I S. 177) 
in seiner sozialen Zielsetzung bewährt hat, sind 
doch seit der Verabschiedung des Gesetzes vor fünf 
Jahren Schwierigkeiten für seine Anwendung er- 
kennbar geworden, die in den drei Wohngeldbe- 
richten der Bundesregierung deutlich gemacht wur- 
den (Drucksachen V/796, V/2399, VI/378). 

Anlaß für die zunehmende Kritik weiter Kreise 
waren einzelne Vorschriften, die nach Ansicht ihrer 
Kritiker der Zielsetzung des Gesetzes nicht gerecht 
würden und unbillige Härten mit sich brächten. Vor 
allem wurde immer wieder beanstandet, daß es 
noch nicht in dem erforderlichen und bei Verabschie- 
dung des Wohngeldgesetzes angestrebten Maße 
gelungen sei, ein vereinfachtes Verfahren zu ent- 
wickeln und den Verwaltungsaufwand zu verrin- 
gern. Die komplizierten Vorschriften des Gesetzes, 
insbesondere die Vorschriften über die Einkom- 
mensermittlung, gelten nach wie vor als schwer voll- 
ziehbar. 

Die Bundesregierung hält es nach alledem für not- 
wendig, in einem Zweiten Wohngeldgesetz die 
tragenden Vorschriften zu verbessern und zu ver- 
einfachen. Die Form eines neuen Wohngeldgesetzes 
wurde deshalb gewählt, weil so der Bedeutung und 
dem Umfang der beabsichtigten Änderungen und 


Ergänzungen stärker Rechnung getragen wird als 
mit einem Änderungsgesetz. 

Das geltende Wohngeldgesetz ist seit seinem In- 
krafttreten im wesentlichen unverändert geblieben; 
jedoch hat das Bundesverfassungsgericht mit Be- 
schluß vom 14. November 1969 (Bundesgesetzbi. I 
S. 2187) den § 29 WohngeldG insoweit für nichtig 
erklärt, als die Empfänger von Sozialhilfe vom 
Wohngeldbezug ausgeschlossen waren. Obwohl sich 
der Beschluß nicht ausdrücklich auch auf die Empfän- 
ger von Kriegsopferfürsorge erstreckt, trifft er 
gleichermaßen auch diesen von § 29 WohngeldG be- 
troffenen Personenkreis. Damit ist der gesamte § 29 
WohngeldG als verfassungswidrig anzusehen; er ist 
deshalb im vorstehenden Gesetzentwurf nicht mehr 
enthalten. 

Die in den drei Wohngeldberichten der Bundesregie- 
rung mitgeteilten Erfahrungen, insbesondere die 
Erfahrungsberichte der Länder, das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts, die im Deutschen Bundestag 
und in den Länderparlamenten vorgetragene Kritik, 
die Beratungsergebnisse der Fachkommission Wohn- 
geld der Ärbeitsgemeinschaft der obersten Landes- 
behörden (Argebau), die Stellungnahmen von Ver- 
bänden sowie Eingaben einzelner Bürger wurden 
für den Gesetzentwurf verwertet. 

Grundidee und Zielsetzung des Wohngeldes bleiben 
auch im Entwurf des Zweiten Wohngeldgesetzes 
unverändert. An dem Individualprinzip wird fest- 
gehalten und der gesellschaftspolitische Gesetzes- 
zweck stärker betont, nach dem jedem Bürger ange- 
messener Wohnraum wirtschaftlich zu sichern ist. 

Zur Anpassung an die seit 1965 veränderten Ver- 
hältnisse und zur Beseitigung von Härten unter- 
scheidet sich das Zweite Wohngeldgesetz vom gel- 
tenden Recht insbesondere in folgenden Punkten: 

1. Die Einkommensgrenze wird erhöht, die Ein- 
kommensermittlung vereinfacht. Unbillige Aus- 
wirkungen werden beseitigt. Dazu werden die 
bei der Einkommensermittlung außer Betracht 
bleibenden Beträge stärker pauschaliert und kon- 
kretisiert. 

2. Die Vorschriften für die zu berücksichtigenden 
Mieten und Belastungen werden an die verän- 
derten Verhältnisse angepaßt. Härten für Allein- 
stehende, Kleinfamilien, in Krankheits- und To- 
desfällen werden ausgemerzt. 

3. Aus Tabellen kann das von der Größe der Fa- 
milie, der Höbe des Familieneinkommens und 
der Höhe der zuschußfähigen Miete oder Be- 
lastung abhängige Wohngeld abgelesen werden. 

4. Die Vorschriften über die Antragberechtigung 
werden verbessert. Auch Eigentümer landwirt- 
schaftlicher Vollerwerbsstellen sind künftig ein- 
deutig antragberechtigt. Bei auswärtiger Unter- 
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bringung im Rahmen der Ausbildung kann da- 
gegen Wohngeld über den bisherigen Rahmen 
hinaus nicht gewährt werden; diese Frage soll in 
anderem Zusammenhang geregelt werden. 

5. Anträge auf Lastenzuschuß müssen wegen be- 
sonders hoher Belastung oft abschlägig beschie- 
den werden. Diese Härte wird beseitigt. 

6. Bei der Vereinfachung, Beschleunigung und Ver- 

billigung des Wohngeldverfahrens werden auch 
die Erfordernisse der elektronischen Datenver- | 
arbeitung angemessen berücksichtigt. | 

Bund und Länder tragen die Ausgaben für Wohn- ; 
geld je zur Hälfte. Diese Ausgaben betrugen 1969 
rund 580 Millionen DM; sie werden 1970 voraus- 
sichtlich rund 960 Millionen DM erreichen. 

Die Mehrausgaben infolge der vorgesehenen Ver- j 
besserung des geltenden Rechts werden sich insge- 
samt schätzungsweise auf 360 Millionen DM (1971) 
bis 480 Millionen DM (1973) belaufen; der auf den i 
Bund entfallende Anteil von 180 Millionen DM 
(1971) bis 240 Millionen DM (1973) ist in der mittel- 
fristigen Finanzplanung berücksichtigt. 

B. 

Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Die Grundsatzvorschrift soll stärker als bisher den 
Zweck des Wohngeldes verdeutlichen, insbesondere 
auch den Zusammenhang zwischen der Wohnungs- 
bauförderung und dem Wohngeld sichtbar machen 
(vgl. auch § 34). 

Zu § 2 

Im Interesse der Klarheit und Rechtssystematik ist 
eine Zusammenfassung der Vorschriften über Art 
und Umfang des Wohngeldanspruchs (§§ 2 und 9 
WohngeldG) zu einer gemeinsamen Vorschrift 
zweckmäßig. 

Die Neufassung des § 2 Abs. 1 hat den Vorteil, daß 
sie für den Bürger und die Bewilligungsstellen über- 
sichtlicher und leichter verständlich ist. 

Als Absatz 2 ist Absatz 3 des § 1 WohngeldG hier- 
her übernommen worden. Dessen Wortlaut hat die 
Frage aufgeworfen, ob der Anspruch auf Wohngeld 
vererblich ist. Das Bundesverwaltungsgericht (Urteil 
vom 11. Juli 1968 — VIII C 187/67) hält den Wohn- 
geldanspruch zumindest insoweit für vererblich, als 
die für den Sterbemonat in Betracht kommenden 
Wohngeldbeträge an den Erben dos Wohngeldbe- 
rechtigten auszuzahlen sind. Dieser Auffassung 
trägt die Änderung in § 28 Abs. 1 Satz 3 Rechnung. 
Eine weitergehende Vererblichkeit muß jedoch ein- 
deutig ausgeschlossen werden. Zweck des Wohn- 
geldes in der Form des Mietzuschusses ist nicht die 
Mietpreisgarantie für den Vermieter, sondern die 
wirtschaftliche Sicherung des Wohnraums für einen | 
ganz bestimmten Mieter und die in seinem Haushalt 
lebenden Familienangehörigen. Ist der Antragbe- 


rechtigte verstorben, so soll das Wohngeld für den 
restlichen Bewilligungszeitraum nicht einem außer- 
halb der Familiengemeinschaft lebenden Erben, son- 
dern dem Familienmitglied zugute kommen, das von 
den nach dem Sterbefall noch zum Haushalt rechnen- 
den Familienmitgliedern als Antragbereditigter in 
Betracht kommt. 

Das von der Familiengröße, der Höhe des Einkorr- 
mens und der Höhe der zuschußfähigen Miete oder 
Belastung abhängige Wohngeld kann künftig aus 
Tabellen (Anlagen 1 bis 8) abgelesen werden. 

Zu § 3 

Nach § 1 soll jedem Wohnungsinhaber, der darauf 
angewiesen ist, angemessener und familiengerechtcr 
Wohnraum durch Gewährung von Wohngeld wirt- 
schaftlich gesichert werden. Der Kreis der Antrag- 
berechtigten für Miet- und Lastenzuschüsse wird in 
§ 3 so umschrieben, daß die bei der Anwendung 
des § 6 WohngeldG aufgetretenen Zweifel behoben 
werden. In § 6 WohngeldG werden die Eigentümer- 
wohnungen in einer landwirtschaftlichen Voll- 
erwerbsstelle, in einem gemischt genutzten Gebäude 
oder einem Geschäftshaus und die Eigentümerwoh- 
nungen in Ein- oder Zweifamilienhäusern, die neben 
den Wohnungen in solchem Umfang Geschäftsräume 
enthalten, daß nicht mehr von einem Eigenheim ge- 
sprochen werden kann, nicht ausdrücklich aufge- 
führt. Dennoch wird diesem Personenkreis, wenn er 
die persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzun- 
gen erfüllt, ein Rechtsanspruch auf Wohngeld zuge- 
standen werden müssen. Der Gleichheitsgrundsatz 
des Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes läßt es nicht 
zu, Inhaber bestimmten Wohnraums bei gleichen 
wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnissen von 
der Wohngeldgewährung auszuschließen (vgl. auch 
die Rundschreiben des BMWo vom 18. Januar 1968 
und 7. Juli 1969 — Bundesbaublatt 1968 S. 88, 1969 
S. 415). 

Die Gewährung eines Lastenzuschusses für diesen 
Personenkreis würde den Bewilligungsstellen große 
Schwierigkeiten bereiten, weil die Ermittlung der 
auf den Wohnteil entfallenden Belastung nach der 
Verordnung über die Wohngeld-Lastenberechnung 
schwerlich möglich ist. Deshalb ist für diese Fälle — 
wie auch bei den Eigentümerwohnungen in Mehr- 
familienhäusern — ein Mietzuschuß vorgesehen, 
dem anstelle der Belastung (§ 6) der Mietwert zu- 
grunde zu legen ist. 

Zu § 4 

Die Vorschrift entspricht dem § 7 WohngeldG. 

Zu § 5 

Die Ermittlung der Miete nach § 11 Abs. 2 Wohn- 
geldG bereitet gewisse Schwierigkeiten, die durch 
die Verordnung über die Wohngeld-Mietenermitt- 
lung nicht ganz beseitigt werden konnten. Auch mit 
dieser Verordnung konnten keine Pauschbeträge 
eingeführt werden für Einrichtungsgegenstände, die 
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Möbeln, Kühlschränken oder Waschmaschinen ähn- 
lich sind. Die Beurteilung, ob eine solche Ähnlichkeit 
gegeben ist und welche Vergütungen dafür ggf. bei 
der Mietenermittlung außer Betracht zu bleiben 
haben, verursacht einen Verwaltungsaufwand, der 
nicht in einem angemessenen Verhältnis zu den mit 
dieser Bestimmung bezweckten Einsparungen von 
Wohngeld steht. 

Die Gefahr, daß durch Einbeziehung von Vergütun- 
gen dieser Art in die zu berücksichtigende Miete un- 
gerechtfertigte Mietzuschüsse gewährt werden könn- 
ten, ist im Hinblick auf die Höchstbeträge für die zu 
berücksichtigende Miete oder Belastung (§ 8) nicht 
groß. Zwar könnte die Berücksichtigung von Ver- 
gütungen z. B. für Heizkörper und Herde von den 
Mietern, die keine entsprechenden Einrichtungen in 
Anspruch nehmen, als Benachteiligung empfunden 
werden. Dieser Nachteil ist jedoch nur scheinbar, 
zumal die meisten Mieter keine Wahlmöglichkeit 
haben. Er dürfte auch gegenüber der beabsichtigten 
Vereinfachung kaum ins Gewicht fallen. 

Zu §§ 6 und 7 

Die Vorschriften entsprechen dem § 12 sowie § 13 
Abs. 1 und 2 WohngeldG. i 

Zu § 8 I 

Nach geltendem Recht (§§ 13, 14, 43 WohngeldG) | 
wird die zu berücksichtigende Miete oder Belastung 
ermittelt, indem die zuschußfähige Wohnfläche mit 
der zuschußfähigen Miete oder Belastung multipli- | 
ziert wird. Dies führt zu Nachteilen in den Fällen, ' 
in denen die benötigte Wohnfläche (§ 13 Wohn- | 
geldG) nicht erreicht wird, die Miete oder Be- ; 
lastung aber die Obergrenze (§§ 14, 43 WohngeldG) ' 
übersteigt. Die Wohnkosten können dann nicht in 
voller Höhe berücksichtigt werden, auch wenn sie , 
im Ergebnis nicht höher sind als für solche Woh- i 
nungen, deren Wohnfläche voll zuschußfähig ist 
und deren Wohnkosten die Obergrenze nicht über- j 
schreiten. In den wenigsten Fällen kann ein Mieter 
aber heute schon die Wohnung wählen, die sich nach | 
Größe und Miethöhe in den Grenzen des Wohn- 
geldgesetzes hält. Die Mieter werden also in den 
Fällen benachteiligt, in denen sie aus nicht von ih- 
nen zu vertretenden Gründen gezwungen sind, eine 
Wohnung zu bewohnen, deren Wohnfläche unter 
der benötigten Wohnfläche liegt, deren Miete je- 
doch die Obergrenze übersteigt. 

In Zukunft sollen deshalb für die Bemessung der im 
Höchstfälle zuschußfähigen Wohnkosten nur noch 
absolute, nicht auf den Quadratmeter Wohnfläche 
bezogene Beträge maßgebend sein. Ausgehend von 
den geltenden Vorschriften sind die Höchstbeträge 
unter Zugrundelegung angemessener Wohnflächen 
und Mieten oder Belastungen entwickelt worden. 
Hierbei sind die Ergebnisse der Wohnungsstatistik 
berücksichtigt. 

Die Höchstbeträge sind nach Gemeindegrößenklas- 
sen, nach der Zahl der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder sowie nach Alter und Ausstat- 
tung der Wohnungen gestaffelt. 


Die vorgesehene neue Regelung bietet auch verwal- 
tungsmäßige Vorteile: Die Berechnung der Wohn- 
fläche und die Festsetzung der benötigten Wohn- 
fläche (vgl. §§ 13 und 42 Abs. 3 WohngeldG) entfal- 
len. Ferner wird die Ermittlung der nach dem Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 oder anderen Vorschrif- 
ten preisrechtlich zulässigen Miete (§ 14 Abs. 2, 3 
WohngeldG) entbehrlich. Die gesetzliche Regelung 
wird allgemein verständlicher. Die Handhabung 
wird einfacher, insbesondere im Hinblick auf den 
Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen. 

Der Bedarf an zusätzlichem Wohnraum in Krank- 
heits- und Todesfällen (§ 13 Abs. 4 und 5 Wohn- 
geldG) wird auch weiterhin berücksichtigt. 


Zu §§ 9 bis 13 

Abgesehen von redaktionellen Änderungen entspre- 
chen die Vorschriften den §§ 15 bis 17, §§ 19 und 
21 Abs. 1 und 2 WohngeldG. 


Zu § 14 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens bleibt 
nach § 20 WohngeldG eine Reihe von Leistungen 
aus vorwiegend sozialen Gründen außer Betracht. 
Diese Regelung ist eine der schwierigsten Vorschrif- 
ten des Wohngeldgesetzes. Sie setzt umfangreiche 
Kenntnisse auf anderen Rechtsgebieten voraus; ihr 
Vollzug bringt eine große Verwaltungsbelastung mit 
sich. Die Verwaltungsbelastung ergibt sich insbe- 
sondere daraus, daß Einzelnachweise in großer Zahl 
verlangt werden müssen, die überwiegend nur mit 
Hilfe anderer Behörden beschafft werden können. 
Eine weitere Schwierigkeit liegt darin, daß diese 
Vorschrift nicht immer einheitlich ausgelegt wird; 
sie enthält eine Mehrzahl unbestimmter Rechtsbe- 
griffe und nennt teilweise nur unzureichend kon- 
kretisierte Leistungen, deren Behandlung bei der 
Einkommensermittlung auch nach jahrelanger Ver- 
waltungspraxis und Rechtsprechung noch nicht aus- 
reichend geklärt ist. Schließlich führt ihre Anwen- 
dung häufig zu unbilligen Ergebnissen. 

Nach alledem ist die Bundesregierung zu der Über- 
zeugung gekommen, daß § 20 WohngeldG nicht auf- 
rechterhalten werden kann. 

§ 14 dieses Gesetzentwurfs sieht vor, daß neben 
Freibeträgen für bestimmte Personen (vgl. §§ 15, 16) 
nur noch solche Einnahmen bei der Einkommenser- 
mittlung außer Betracht bleiben, die steuerfrei und 
nicht zur Deckung des allgemeinen Lebensunterhalts 
bestimmt sind. Dies entspricht der Sache nach einer 
Regelung, die bereits in Artikel 18 des Entwurfs 
eines Finanzänderungsgesetzes 1967 (Bundesrats- 
drucksache 481/67) vorgesehen war, aber nicht Ge- 
setz geworden ist. 

Die außer Betracht bleibenden Leistungen gliedern 
sich in mehrere Gruppen: 

1. Leistungen in Geld oder Geldeswert aus An- 
laß von Eheschließungen sowie von Geburts-, 
Krankheits-, Versorgungs- und Todesfällen 
(Nr. 1 bis 7, 15, 25); 
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2. Leistungen zur Förderung der Erziehung, Bil- 
dung, Wissenschaft und Kunst sowie zu beruf- 
lichen Zwecken (Nr. 8 bis 10); 

3. Leistungen in Geld oder Geldeswert für Dienst- 
kleidung und Verpflegung der Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes sowie Sachbezüge der 
Soldaten, Grenzschutzdienstleistenden und Er- 
satzdienstleistenden (Nr. 12, 15); 

4. Reise- und Umzugskostenentschädigungen (Nr. 
13, 14); 

5. Leistungen, die wegen Hilfsbedürftigkeit ge- 
währt werden, jedoch nicht zur Deckung des 
Lebensunterhalts bestimmt sind, z. B. Hilfe in 
besonderen Lebenslagen nach Abschnitt 3 BSHG 
(Nr. 16 bis 18); 

6. einmalige Leistungen auf Grund des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes und des 
Häftlingshilfegesetzes (Nr. 22); 

7. durchlaufende Gelder, Auslagenersatz, pau- 
schale Fehlgeldentschädigungen (Nr. 23, 24); 

8. Kapitalabfindungen und -entschädigungen aus 
der gesetzlichen Renten- und Unfallversiche- 
rung, der Knappschaftsversicherung, auf Grund 
der Beamten- und Versorgungsgesetze sowie 
gesetzlicher Vorschriften zur Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts, so- 
weit sie nicht zur Deckung des Lebensunter- 
halts bestimmt sind (Nr. 25, 26); 

9. Sparprämien, Wohnungsbauprämien und steuer- 
freie vermögenswirksame Leistungen (Nr. 28, 
29); 

10. sonstige Leistungen, soweit sie steuerfrei und 
nicht zur Deckung des Lebensunterhalts be- 
stimmt sind, weil ihre Berücksichtigung offen- 
bar unbillig wäre (Nr. 11, 19 bis 21, 27). 


Zu § 15 

Die Vorschrift entspricht § 20 a Abs. 1 WohngeldG. 
Der Kinderfreibetrag in Höhe von 100 DM für Kin- 
der mit eigenem Einkommen (§ 20 a Abs. 2 Wohn- 
geldG) soll indessen nicht beibehalten werden, weil 
er eine ungerechtfertigte Ausnahme für einen Teil 
der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder 
mit eigenen Einnahmen ist. Die Gesichtspunkte, die 
zur Einführung dieses speziellen Kinderfreibetra- 
ges geführt haben, könnten z. B. auch für die mit- 
verdienende Ehefrau und andere Familienangehö- 
rige mit eigenem Einkommen angeführt werden; 
eine derartige Ausdehnung der Freibeträge ist je- 
doch finanziell nicht vertretbar. 


Zu § 16 

Die bereits dargestellten Unzulänglichkeiten bei der 
Einkommensermittlung sollen nicht allein durch 
eine Konkretisierung (§ 14), sondern darüber hin- 
aus durch eine weitergehende Pauschalierung der 
außer Betracht bleibenden Beträge beseitigt wer- 
den. Die vorgesehene Regelung knüpft an die Ab- 
sichten an, die bereits durch Artikel 18 des Ent- 


wurfs eines Finanzänderungsgesetzes 1967 (Bundes- 
ratsdrucksache 481/67) verwirklicht werden sollten. 
§ 16 will bei der Einkommensermittlung zwar wei- 
terhin Vergünstigungen für bestimmte Personen- 
gruppen aus sozialen Gründen beibehalten, jedoch 
die bisherige Häufung von Absetzungsmöglichkei- 
ten bei ein- und derselben Person beseitigen sowie 
die der Höhe nach ungerechtfertigten Differenzie- 
rungen bereinigen. Die Neuregelung dient zugleich 
der Verwaltungsvereinfachung. 

Zu § 17 

Der Pauschbetrag von 15 v. H. für Steuern und Ver- 
sicherungen in § 21 Abs. 3 WohngeldG soll in einen 
allgemeinen Freibetrag für typische, nicht der Dek- 
kung des Lebensunterhalts dienende Aufwendungen 
umgewandelt und mit Rücksicht auf die vorge- 
sehenen Neuregelungen in den §§ 14 und 15 die- 
ses Gesetzentwurfs auf 20 v. H. erhöht werden. 
Damit wird ein Ausgleich für den Wegfall gewisser 
Sondervorteile geschaffen, die insbesondere in ihrer 
Kumulierung nicht aufrechterhalten werden kön- 
nen. Die Erhöhung des Freibetrages kommt dafür 
allen Wohngeldberechtigten gleichermachen zugute. 
Aus Gründen der Rechtsklarheit wird der allge- 
meine Freibetrag als besondere Regelung an den 
Schluß der Vorschriften über die Einkommensermitt- 
lung verwiesen. 

Zu § 18 

Nach geltendem Recht wird Wohngeld nicht ge- 
währt, soweit dem Antragberechtigten und seinen 
Familienmitgliedern, die dieselbe Wohnung bewoh- 
nen, unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen 
und persönlichen Verhältnisse zugemutet werden 
kann, die Miete oder Belastung aufzubringen, oder 
wenn sie infolge eigenen schweren Verschuldens 
dazu außerstande sind (§ 23 a WohngeldG). 

Diese Regelung hat sich als unzureichend erwiesen, 
weil vermeintlich eine Reihe von Tatbeständen nicht 
erfaßt werden kann, die unter Berücksichtigung der 
Zielsetzung des Gesetzes eine Versagung des Wohn- 
geldes rechtfertigten. Deshalb ist eine Generalklausel 
erforderlich, die zusammen mit beispielhaften Erläu- 
terungen die bisher gesammelten Erfahrungen be- 
rücksichtigt. 

Zu § 19 

Bereits kurze Zeit nach Inkrafttreten des Wohngeld- 
gesetzes ist die Frage gestellt worden, ob eine 
Einkommensgrenze im Wohngeldgesetz überhaupt 
notwendig ist oder wenigstens der wirtschaftlichen 
Entwicklung angepaßt werden sollte. Die Auffas- 
sung zu dieser Frage ist nicht einheitlich. 

Teilweise wird eine Beseitigung der Einkommens- 
grenze gefordert. Die Befürworter dieser Ansicht 
sehen darin eine Möglichkeit der Vereinfachung des 
Verfahrens und sind darüber hinaus der Meinung, 
daß die in anderen Vorschriften des Gesetzes ent- 
haltenen Begrenzungen (Abhängigkeit des Wohn- 
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geldes von der Höhe des Familieneinkommens und 
von der Höhe der zu berücksichtigenden Miete oder 
Belastung) ausreichende Gewähr dafür böten, daß 
nur solche Antragsteller Wohngeld erhalten, die 
nach Zweck und Ziel des Gesetzes förderungswürdig 
sind. 

Die Bundesregierung hält eine Aufhebung der Ein- 
kommensgrenze nicht für verwaltungsvereinfachend. 
Die Festlegung einer solchen hat sich durchaus be- 
währt, weil dadurch die Möglichkeit geschaffen ist, 
bereits aufgrund der Einkommensermittlung einen 
Wohngeldantrag ablehnen zu können, ohne das es 
weiterer Berechnungen und Erhebungen bedarf. 
Außerdem müßte bei Wegfall der Einkommens- 
grenze mit einer Zunahme der Anträge gerechnet 
werden, weil eine solche Maßnahme in vielen An- 
tragstellern die Hoffnung auf Wohngeld auch dann 
weckt, wenn sie unberechtigt ist. Zudem müßte je- 
der Fall bis zu Ende durchgerechnet werden. 

Teilweise wird aber auch gefordert, die Einkom- 
mensgrenze beweglich zu gestalten, weil eine starre 
Begrenzung die allgemeine Einkommensentwicklung 
unberücksichtigt lasse und gleiche Erwägungen auch 
in anderen Sozialbereichen angestellt würden. Die 
Bundesregierung kann diesen Überlegungen nur 
insoweit folgen, als sie die Einkommensgrenzen mit 
der vorgesehenen Erhöhung in einem vertretbaren 
Ausmaß an die bisherige Einkommensentwicklung 
anpaßt. 


Zu § 20 

Nadi geltendem Recht wird Wohngeld versagt, 
wenn zumutbar ist, daß die zum Haushalt rechnen- 
den Familienmitglieder Vermögen für die Entrich- 
tung der Miete oder Aufbringung der Belastung 
einsetzen oder verwerten. Der Katalog der Vermö- 
genswerte, deren Einsatz oder Verwertung nicht 
zumutbar ist (§ 24 WohngeldG), muß vereinfacht 
werden. 

Die beste Vereinfachungsmöglichkeit sieht die Bun- 
desregierung darin, Wohngeld dann zu versagen, 
wenn der Antragsteller oder ein zum Haushalt rech- 
nendes Familienmitglied vermögensteuerpflichtig 
ist. Dadurch entfällt der umfangreiche Katalog von 
Einzeltatbeständen, deren Voraussetzungen im 
Einzelfall oft erst nach schwierigen, zeitraubenden 
und nicht immer befriedigenden Ermittlungen fest- 
gestellt werden konnten. 

Sind nicht alle Familienmitglieder vermögensteuer- 
pflichtig (z. B. nur eine Tante oder Schwägerin) und 
würde sich deshalb aus der Versagung des Wohn- 
geldes für alle übrigen zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder eine besondere Härte ergeben, 
so soll das Vermögen dieses einen Familienmitglie- 
des die Gewährung von Wohngeld nicht ausschlie- 
ßen. Es ist jedoch auch denkbar, daß zwar nur ein 
zum Haushalt rechnendes Familienmitglied vermö- 
gensteuerpflichtig ist, dieses aber ein so großes 
Vermögen hat, daß es zumutbar erscheint, deshalb 
der ganzen Familie kein Wohngeld zu gewähren. 


Zu § 21 

Leistungen, die für die wirtschaftliche Sicherung von 
Wohnraum aus Mitteln des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden oder der Gemeindeverbände gewährt 
werden und die mit dem Wohngeld vergleichbar 
sind, sind nach § 29 a WohngeldG auf das Wohngeld 
anzurechnen. 

Die jetzige Regelung hat den Nachteil, daß eine Ver- 
rechnung zwischen Wohngeld und vergleichbaren 
Leistungen stattfinden muß. Das führt zu einem er- 
heblichen Verwaltungsaufwand, der gesenkt werden 
kann. Deshalb soll in Zukunft Wohngeld immer 
dann versagt werden, wenn für die wirtschaftliche 
Sicherung von Wohnraum andere Leistungen aus 
öffentlichen Kassen gewährt werden, die mit dem 
Wohngeld vergleichbar sind. Die Leistungen nach 
dem Bundessozialhilfegesetz für die Unterkunft und 
die entsprechenden Leistungen im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz sind keine vergleichbaren Leistungen im 
Sinne dieser Regelung. Dies ergibt sich aus dem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 14. No- 
vember 1969 (Bundesbaublatt 1969 S. 610). 

Durch die beabsichtigte Neuregelung wird erreicht, 
daß jeder Antragsteller nur noch eine von mehreren 
in Betracht kommenden Leistungen erhält. Er kann 
das Wahlrecht ausüben und ist dann für die Dauer 
eines Bewilligungszeitraums an die gewählte Lei- 
stung gebunden. 

Zu § 22 

Die Vorschrift entspricht den §§26 und 27 Wohn- 
geldG, 

Zu § 23 

Die Vorschrift entspricht der Sache nach dem § 30 
WohngeldG, nach dem die Gewährung des Wohn- 
geldes einen Antrag voraussetzt. Aus rechtssyste- 
matischen Gründen soll auch die Möglichkeit einer 
wiederholten Antragstellung (vgl. § 37 WohngeldG) 
hier geregelt werden. 


Zu § 24 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen dem § 31 Wohn- 
geldG. 

Absatz 3 ist der Sache nach aus § 36 WohngeldG 
übernommen. Nach dieser Vorschrift hat der Wohn- 
geldempfänger die Bewilligungsstelle unverzüglich 
davon zu unterrichten, wenn das Mietverhältnis 
über den Wohnraum, für den ein Mietzuschuß ge- 
währt wird, vor Ablauf des Bewilligungszeitraums 
beendet wird, oder wenn der Wohnraum, für den 
ein Lastenzuschuß gewährt wird, vor Ablauf des Be- 
willigungszeitraums nicht mehr von dem Wohn- 
geldempfänger oder den zu seinem Haushalt rech- 
nenden Familienmitgliedern benutzt wird. 

Es ist kritisiert worden, daß Empfänger von Miet- 
und Lastenzuschüssen einer unterschiedlichen Mit- 
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teilungspflicht unterliegen. Außerdem fehlt eine Re- 
gelung darüber, daß der Wohngeldbescheid in die- 
sen Fällen zu widerrufen ist. 

In Zukunft soll die Mitteilungspflicht für alle Wohn- 
geldempfänger in den Fällen bestehen, in denen 
der Wohnraum vor Ablauf des Bewilligungszeit- 
raums von den zum Haushalt rechnenden Familien- 
mitgliedern aufgegeben wird. Die bisher fehlende 
Widerrufsvorschrift ist in § 30 Nr. 1 vorgesehen. 


Zu §§ 25 und 26 

Die Vorschriften entsprechen den §§ 32 und 33 
WohngeldG, sie sind nur redaktionell geändert wor- 
den. 


Zu § 27 

Die Vorschrift regelt Beginn und Dauer des Bewilli- 
gungszeitraums. Sie ist im Gegensatz zu § 34 Wohn- 
geldG auf die verfahrensrechtlidien Vorschriften be- 
schränkt und von materiell-rechtlichen Regelungen 
für eine rückwirkende Wohngeldgewährung befreit 
worden. Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen 
werden als § 29 Abs. 2 in das Gesetz eingeordnet. 


Zu § 28 

Die Auszahlung des Wohngeldes bleibt im wesent- 
lichen unverändert; Absatz 1 Sätze 1 und 2 sowie 
Absatz 2 entsprechen § 35 WohngeldG. Absatz 1 
Satz 3 ist neu eingefügt worden; zur Begründung 
wird auf die Ausführungen zu § 2 verwiesen. 


Zu § 29 

Die Vorschriften über die Erhöhung des Wohngel- 
des mit oder ohne Rückwirkung, die im geltenden 
Recht verstreut sind, werden in diesem Entwurf zu- 
sammengefaßt und geändert. 

Absatz 1 soll § 38 WohngeldG ersetzen. Nach § 38 
a. a. O. wird Wohngeld auf Antrag neu bewilligt, 
wenn sich im laufenden Bewilligungszeitraum das 
Familieneinkommen um mehr als 15 v. H. verrin- 
gert oder die Miete oder Belastung (auf Grund von 
Umständen, die die zum Haushalt rechnenden Fami- 
lienmitglieder nicht zu vertreten haben) um mehr 
als 15 v. H. erhöht hat. Diese Vorschrift hat sich 
als unzureichend erwiesen. In Zukunft soll es auch 
möglich sein, bei Familienzuwachs, bei einer schwe- 
ren körperlichen, geistigen oder seelischen Behin- 
derung oder bei einer Dauererkrankung eines zum 
Haushalt rechnenden Familienmitgliedes den Bewil- 
ligungsbescheid bereits im laufenden Bewilligungs- 
zeitraum zugunsten des Wohngeldempfängers zu 
ändern. Dem wird durch Absatz 1 Rechnung getra- 
gen. Zugleich soll sichergestellt werden, daß die 
Fälle, in denen sich die zu berücksichtigenden 
Wohnkosten für die Zukunft erhöhen, nach densel- 
ben Kriterien abgewickelt werden wie die Fälle 
einer rückwirkenden Kostenverteuerung. 


Absatz 2 tritt an die Stelle von § 34 Abs. 3 Wohn- 
geldG und regelt die rückwirkende Erhöhung des 
Wohngeldes. 

Zu § 30 

Die Einführung einer besonderen Widerrufsvor- 
schrift entspricht einem praktischen Bedürfnis und 
dient der Klarstellung (vgl. auch § 24 Abs. 3). 

Zu § 31 

Die Vorschrift regelt die Rückforderung überzahl- 
ten Wohngeldes; sie entspricht § 39 WohngeldG. 

Zu § 32 

Für Amtshandlungen, welche die Wohngeldbewilli- 
gungsstelle im Rahmen des Wohngeldgesetzes vor- 
nimmt, werden nach § 40 WohngeldG Gebühren 
und Auslagen nicht erhaben. Die Vorschrift ent- 
hält keine Kostenregelung für Widerspruchsbe- 
scheide. 

Widersprüche werden teilweise kostenpflichtig, teil- 
weise nicht kostenpflichtig zurückgewiesen. Diese 
Unterschiede sind darauf zurückzuführen, daß in 
einigen Ländern über Widersprüche die Bewilli- 
gungsstelle entscheidet, die als solche keine Kosten 
verlangen darf. In den Ländern, in denen eine an- 
dere Behörde über Widersprüche entscheidet (z. B. 
der Regierungspräsident), gibt § 40 WohngeldG 
keine Handhabe für die Kostenfreiheit. Die, Vor- 
schrift soll im Interesse der gleichen Behandlung 
aller Antragberechtigten dahin geändert werden, 
daß auch Widerspruchsentscheidungen in jedem 
Falle kostenfrei ergehen. 

Zu §§ 33 und 34 

Die Vorschriften über die Beschränkung der Beru- 
fung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren und 
über die Erstattung des Wohngeldes entsprechen den 
§§ 41 und 44 WohngeldG. 

Zu § 35 

Mit Hilfe der Wohngeld-Statistik war es möglich, 
die Auswirkungen des Wohngeldgesetzes zahlen- 
mäßig zu durchleuchten und Unterlagen für die Vor- 
bereitung dieses Gesetzentwurfs zur Verfügung 
zu stellen. 

Auch in Zukunft wird es erforderlich sein, die Ent- 
wicklung laufend zu beobachten und besonders die 
mit dem Zweiten Wohngeldgesetz eingeführten Än- 
derungen und deren finanzielle Auswirkungen sorg- 
fältig zu verfolgen. 

Bisher wurde das Zahlenmaterial vorwiegend nach 
einem Bundestabellenprogramm aufbereitet. Dane- 
ben haben die Länder freiwillig zusätzliche Tabel- 
len erstellt, die für die Beurteilung des Wohngeld- 
systems wichtig sind. Um künftig mit einem ein- 
heitlichen Tabellenprogramm arbeiten zu können. 
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sollen die Erhebungsmerkmale für beide Tabellen- 
programme in das Gesetz aufgenommen werden. 
Ferner soll die Periodizität insoweit geändert wer- 
den, als das umfangreiche Tabellenmaterial für die 
Analyse des Bestandes nur noch jährlich erstellt 
wird; die wenigen Angaben im Rahmen der sog. 
Geschäftsstatistik sollen dagegen vierteljährlich auf- 
bereitet werden, um über die Entwicklung der Zahl 
der Wohngeldempfänger, die Tätigkeit und Bela- 
stung der Bewilligungsstellen sowie den finanziel- 
len Aufwand kurzfristig und kontinuierlich unter- 
richtet zu sein. 

Zu § 36 

Die Neufassung der Ermächtigungsvorschrift zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen ist die notwendige 
Folge materiell-rechtlicher Änderungen. 

Zu § 37 

Die Vorschrift entspricht § 53 WohngeldG. 

Zu § 38 

Absatz 1 soll klarstellen, daß das Wohngeldgesetz 
und § 9 der Verordnung vom 22. März 1962 nicht 
mehr gelten. Für eine Übergangszeit gilt § 40 Abs. 2. 
Absatz 2 regelt die Steuerfreiheit des Wohngeldes 
und ersetzt § 52 WohngeldG. 

Zu § 39 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 40 

Die materiell-rechtlichen Vorschriften können nicht 
vor dem 1. Januar 1971 in Kraft treten, weil die 
finanziellen Voraussetzungen für die beabsichtigten 
Verbesserungen erstmalig im Rechnungsjahr 1971 
gegeben sind. 

Dagegen soll die Ermächtigungsvorschrift zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen (§ 36) bereits am Tage 
nach Verkündung des Zweiten Wohngeldgesetzes in 
Kraft treten, damit erforderliche Rechtsverordnun- 
gen gleichzeitig in Kraft treten können (Absatz 1), 

Absatz 2 stellt sicher, daß allen nach Inkrafttreten 
des Gesetzes zu treffenden Entscheidungen einheit- 
liches Recht zugrunde gelegt wird. Deshalb sind 
grundsätzlich die neuen Vorschriften anzuwenden, 
wenn über einen Wohngeldantrag bei Inkrafttreten 
des Zweiten Wohngeldgesetzes noch nicht entschie- 
den ist. Jedoch wird dem Antragberechtigten, der 
einen Antrag schon vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gestellt hat, das Wahlrecht eingeräumt, ob über sei- 
nen Antrag nach dem bisherigen oder nach dem 
neuen Recht entschieden werden soll. Hierdurch soll 
vermieden werden, daß ein Antrag nach zweierlei 
Recht behandelt werden muß (wenn der Bewilli- 
gungszeitraum vor Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
ginnt, aber nach seinem Inkrafttreten endet) oder 
zwei Entscheidungen getroffen werden müssen (eine 


Entscheidung für den Zeitraum vor und die zweite 
Entscheidung für den nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes). 

Absatz 3 soll gewährleisten, daß eine bei Inkraft- 
treten des Zweiten Wohngeldgesetzes bereits ausge- 
sprochene Bewilligung auch dann nicht geändert 
wird, wenn der Bewilligungszeitraum ganz oder teil- 
weise in die Zeit nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
fällt. Zur Wahrung des Vertrauensschutzes und zur 
Vermeidung zusätzlicher Verwaltungsaufwendungen 
soll ein bereits bewilligtes Wohngeld bis zum Ende 
des Bewilligungszeitraums unverändert weiterge- 
zahlt werden. 

Zu den Anlagen 1 bis 8 

Das Wohngeld ist von der Größe der Familie, der 
Höhe des zu berücksichtigenden Einkommens und 
der Höhe der zuschußfähigen Miete oder Belastung 
abhängig. Es kann im Einzelfall künftig mühelos aus 
Tabellen abgelesen werden. 

Besondere Vorschriften über tragbare Miete und 
Belastung, über Freibeträge für Familienmitglieder 
mit niedrigem Einkommen sowie über die Aufrun- 
dung des errechneten Wohngeldes (§§ 10, 22 und 33 
Abs. 3 WohngeldG) sind entbehrlich. Antragsteller, 
Verwaltungsbehörden und Gerichte brauchen nicht 
mehr in jedem Einzelfall auszurechnen, welcher An- 
teil des Familieneinkommens als Miete oder Be- 
lastung aufzubringen is)t und welches Wohngeld 
danach in Betracht kommt. In Zukunft weisen die 
Tabellen das jeweils maßgebende Wohngeld aus. 

Die Tabellen ersparen also nicht nur mehrere Vor- 
schriften und Rechenvorgänge, sondern sie verrin- 
gern auch die Zahl der Fehlerquellen, machen das 
Gesetz verständlicher und erleichtern seine Anwen- 
dung. Dadurch wird den Behörden die Beratung der 
Wohngeldinteressenten erleichtert, die Zahl der aus- 
sichtslosen Wohngeldanträge gemindert und ein 
wichtiger Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung ge- 
leistet. 

Zur weiteren Erleichterung und Verbilligung des 
Verfahrens wird außerdem versucht, die Wohngeld- 
tabellen in Formeln auszudrücken, die es ermög- 
lichen sollen, die elektronische Datenverarbeitung 
noch wirksamer und wirtschaftlicher einzusetzen. 

Das Wohngeld ist für Gruppen von jeweils 20 DM 
des Familieneinkommens und der Wohnkosten an- 
gegeben. In den Tabellen sind die einzelnen Wohn- 
geldbeträge in ihrem Verhältnis zueinander harmo- 
nisiert worden, wobei geringe Korrekturen nach 
oben und unten erforderlich waren. Dadurch sind 
die sich bei dem bisherigen System im Einzel- 
fall ergebenden sprunghaften Veränderungen der 
Wohngeldbeträge erheblich reduziert worden. Ge- 
wisse rhythmische Veränderungen, die sich aus der 
Tabellengliederung in Gruppen zu je 20 DM er- 
geben, lassen sich allerdings nicht vermeiden. Je- 
doch bleiben die Wohngeldempfänger bei nur ge- 
ringer Einkommenserhöhung vor der gefürchteten 
schlagartigen Kürzung des Wohngeldes, die nach 
geltendem Recht beim Erreichen bestimmter Ein- 
kommen auftritt, in Zukunft bewahrt. Derartige 
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Fälle kommen namentlich als Auswirkung der jähr- 
lichen Rentenanpassung vor. Darüber hinaus weisen 
die Tabellenwerte auch gezielte materielle Verbes- 
serungen aus. Ferner ist der bisherige allgemeine 
Freibetrag für Empfänger niedriger Einkommen bei 
allen Haushaltsgrößen eingearbeitet. 


Die übrigen materiellen Verbesserungen des Ge- 
setzentwurfs ergeben sich dagegen nicht unmittelbar 
aus den Tabellen, sondern aus dem Einfluß der 
neuen Vorschriften über die Einkommensermittlung 
und die zu berücksichtigende Miete oder Belastung 
auf die Höhe des Wohngeldes. 


So erhält z. B. ein Wohngeldempfänger in einer Großstadt 



mit einem 
monatlidien 
Brutto-Einkommen 

von 

und einer 
monatlichen Miete 
oder Belastung 

von 

nach dem 
vorliegenden 
Entwurf 
ein Wohngeld 

von 

nach geltendem 
Recht 

ein Wohngeld 

von 

als Alleinstehender 

350 DM 

90 DM 

50,00 DM 

42,50 DM 



120 DM 

68,00 DM 

60,50 DM 



150 DM 

93,00 DM 

81,50 DM 

mit 3 Familienmitgliedern . . 

650 DM 

150 DM 

65,00 DM 

53,00 DM 

i 

1 


200 DM 

105,00 DM 

85,50 DM 

i 


250 DM 

140,00 DM 

108,50 DM 

mit 5 Familienmitgliedern . . 

950 DM 

200 DM 

75,00 DM 

63,50 DM 


] 

275 DM 

144,00 DM 

121,50 DM 



350 DM 

180,00 DM 

150,00 DM 

mit 7 Familienmitgliedern . . 

1 150 DM 

300 DM 

188,00 DM 

183,50 DM 



400 DM 

271,00 DM 

273,00 DM 



500 DM 

322,00 DM 

285,00 DM 


36 



Drudcsadie VI/1116 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage B 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 und zu den Anlagen 

Der Bundesrat begrüßt es, daß mit der Aufnahme 
von Tabellen über die Höhe des Wohngeldes die 
Übersichtlichkeit und die Handhabung der Wohn- 
geldiberechnung vereinfacht werden. Diese positiven 
Wirkungen kommen jedoch bei der derzeitigen Ge- 
staltung der Tabellen nur in begrenztem Maße zur 
Geltung, weil die Tabellen in ihrer jetzigen Form 
nicht den Anforderungen der Datenverarbeitung 
entsprechen. Sie sind in EDV-Anlagen nicht oder 
nur in unwirtschaftlicher Weise verwertbar. Die 
volle Verwertbarkeit der Tabellen bedingt es, daß 
diesen wie im Einkommensteuerrecht Berechnungs^ 
formein zugrunde gelegt werden. Dies wird für 
möglich gehalten, ohne daß die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Höhe der Wohngeldbeträge sich we- 
sentlich ändert. Damit würden gleichzeitig gewisse 
Härten, die sich aus dem stufenweisen Ansteigen 
des Wohngeldes ergeben, erheblich vermindert. 

Der Bundesrat hält es daher iür geboten, daß im 
weiteren Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens 
Formeln für die Aufstellung der Tabellen entwickelt 
und die Tabellen dementsprechend angepaßt wer- 
den. 


2. Zu §§ 2 und 28 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, inwieweit der in § 2 Abs. 2 ausgesprochene 
Grundsatz der Nichtvererblichkeit des Anspruchs 
auf Wohngeld im Hinblick auf § 28 Abs. 1 Satz 3 
geändert werden muß. Da in § 2 Abs. 2 die Vererb- 
lichkeit von Wohngeld ausgeschlossen ist, entfällt 
mit dem Tode des Antragstellers oder des An- 
spruchsberechtigten der materielle Wohngeldan- 
spruch. Für die in § 28 Abs. 1 Satz 3 geregelte Wei- 
terzahlung des Wohngeldes an Erben dürfte es in- 
folgedessen an einer Anspruchsgrundlage fehlen. 

3. Zu § 5 

In Absatz 1 ist das Wort „entgeltlichen" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Den Mietverträgen ähnliche Nutzungsverhältnisse 
können nur entgeltlich sein. Zugleich Anpassung an 
den Wortlaut des § 3 Abs. 1 Nr. 2. 

4. Zu § 8 

Die Mietenentwicklung der nächsten Jahre ist noch 
nicht zu übersehen. Der Bundesrat hält es daher für 
notwendig, daß die Tabelle der Höchstbeträge für 


Miete und Belastung zu gegebener Zeit der Ent- 
wicklung angepaßt wird. 

5. Zu § 14 nach Nummer 29 

An § 14 ist folgende Nummer 30 anzufügen: 

„30. Zulagen nach dem Gesetz zur Förderung der 
Berliner Wirtschaft (Berlinförderungsgesetz — 

BFG) in der Fassung vom (Bundesge- 

setzbl. IS. . . .) in seiner jeweils geltenden 
Fassung." 

Begründung 

Nach dem Gesetz zur Förderung der Berliner Wirt- 
schaft (Berlinförderungsgesetz — BFG), das dem 
Bundespräsidenten zur Unterzeichnung vorliegt und 
an die Stelle des Berlinhilfegesetzes tritt, erhalten 
Berliner Arbeitnehmer weiterhin Zulagen, die steu- 
erfrei sind. Diese Zulagen waren schon bisher im 
Katalog der außer Betracht bleibenden Einnahmen 
enthalten (§ 20 Nr. 12 WoGG), Die dafür maßgeben- 
den Gründe treffen nach wie vor zu. 

6. Zu § 20 

In Satz 2 ist das Wort „übrigen" zu streichen. 
Begründung 

Durch die Äniderung werden Alleinstehende in die 
Härteklausel einbezogen. Gerade bei Alleinstehen- 
den kann die Nichtgewährung von Wohngeld im 
Falle der Vermögensteuerpflicht häufig eine beson- 
dere Härte sein. 

7. Zu § 21 

Nach der Einbeziehung der Sozialhilfeempfänger in 
die Wohngeldgewährung muß dieser Personenkreis 
außer durch die Sozialämter auch noch durch die 
Wohngeldbehörden betreut werden. Dadurch ent- 
steht eine erhebliche Steigerung des Verwaltungs- 
aufwandes und eine zusätzliche Belastung für die 
Sozialhilfeempfänger. 

Der Bundesrat hält es für notwendig, im Laufe des 
Gesetzgebungs Verfahrens nach Wegen zu suchen, 
diesen Verwaltungsmehraufwand und die zusätz- 
liche Belastung für die Sozialhilfeempfänger zu ver- 
mindern. 

8. Zu § 22 

Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesregierung 
baldmöglichst einen Gesetzentwurf vorlegt, durch 
den den in der Ausbildung befindlichen Personen 
ein ausreichender Zuschuß zu den Wohnraumkosten 
gewährt wird. 
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9. Zu § 26 

In Absatz 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Bei Bescheiden, die mit Hilfe automatischer Vor- 
richtungen erlassen werden, können Unterschrift und 
Namenswiedergabe entfallen," 

Begründung 

Der Begriff der schriftlichen Entscheidung beinhaltet 
nach allgemeiner Rechtsauffassung die handschrift- 
liche Unterzeichnung. Die Wohngeldbescheide wer- 
den jedoch überwiegend von EDV-Anlagen erstellt. 
Es wäre daher ein unvertretbarer Verwaltungsauf- 
wand, die automatisch erstellten Bescheide noch 
handschriftlich unterzeichnen zu müssen. 

Zum Teil wird zwar die Ansicht vertreten, daß nach 
der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu auto- 
matisch erlassenen Steuerbescheiden auch bei der 
vom Gesetzentwurf vorgesehenen Fassung auf 
handschriftliche Unterzeichnung verzichtet werden 
könne. 

Es ist zweifelhaft, ob diese Rechtsprechung auf das 
allgemeine Verwaltungsrecht übertragen werden 
kann. Zumindest besteht die Gefahr, daß die Ver- 
waltungsgerichte den Begriff der Schriftlichkeit auch 
bei automatisch erlassenen Bescheiden im herkömm- 
lichen Sinn interpretieren. Eine andersartige Aus- 
legung durch Verwaltungsvorschriften wäre dem- 
gegenüber unbeachtlich. 

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat mit Ent- 
scheidung vom 1. April 1969 (VerfGH 22, 41 und 
VerwRspr. Bd. 20, S. 776) erneut betont, daß die 
Unterschrift zum Wesen der Schriftform gehöre. 

Im Interesse der Rechtsklarheit bedarf es daher des 
beantragten Zusatzes. 

10. Zu § 28 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Das Wohngeld wird in der Regel im voraus 
gezahlt. Wohngeldbeträge bis zu 20 Deutsche Mark 
im Monat sollen vierteljährlich, höhere Wohngeld- 
beträge monatlich gezahlt werden." 

Begründung 

Auch für monatlich zu zahlende Beträge soll der 
Grundsatz der Vorauszahlung gelten. 

11. Zu §§ 30 und 36 

a) § 30 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 30 

Aufhebung des Bewilligungsbescheides 

(1) Erhält die zuständige Stelle davon Kenntnis, 

1 (unverändert) 

2. . . . (unverändert) . . . verwendet wird, 

so hat sie den Bewilligungsbescheid von dem 
folgenden Zahlungsabschnitt an zu widerrufen. 


(2) Erhält die zuständige Stelle davon Kennt- 
nis, daß der Bewilligungsbescheid durch arg- 
listige Täuschung, Drohung oder Bestechung er- 
wirkt worden ist, so hat sie den Bewilligungs- 
bescheid zurückzunehmen. 

(3) Ist das Wohngeld vorläufig bewilligt (§ 26 
Abs. 2 Satz 2), so hat die zuständige Stelle den 
Bewilligungsbescheid aufzuheben, wenn sich er- 
gibt, daß die Voraussetzungen für die Bewilli- 
gung nicht erfüllt sind. 

(4) Aus anderen Gründen kann der Bewilli- 
gungsbescheid nicht aufgehoben werden." 

b) Als Folge sind in § 36 Nr. 5 die Worte „dem 
Widerruf" zu ersetzen durch die Worte „der Auf- 
hebung". 

Begründung zua) und b) 

Im Falle der Täuschung, Drohung oder Bestechung 
muß eine Rücknahme des Bewilligungsbescheides 
ex tune erfolgen. Im übrigen ist in § 30 der Fall der 
etwa notwendigen Aufhebung eines vorläufigen Be- 
scheides nach § 26 Abs. 2 Satz 2 einzubeziehen. 

12. Zu § 34 

Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es ist von jeher das Bestreben der Länder, durch die 
öffentliche Wohnungsbauförderung Mieten zu er- 
zielen, die für die breiten Schichten des Volkes ge- 
eignet sind (§ 46 Satz 1 II. WoBauG). Die Wohnungs- 
bauförderungsbestimmungen der Länder tragen dem 
Rechnung. 

Die Länder sind gehalten, § 46 Satz 1 II. WoBauG 
durchzuführen. Die Überwachung dieser Verpflich- 
tung durch den Bund ist in Artikel 84 GG geregelt. 
Darüber hinaus Sanktionen in Aussicht zu stellen, 
würde dem Wesen der Bundesaufsicht nach Artikel 
84 GG nicht gerecht. 

Es -ist daher keinerlei Bedürfnis für die Regelung 
dieser Frage gegeben. Vielmehr wird den Ländern 
gegenüber eine Drohung ausgesprochen, die ohne 
sachlichen Grund allein geeignet ist, das Verhältnis 
zwischen Bund und Ländern zu belasten. 

13. Zu § 35 Abs. 2 

In Nummer 5 ist das Wort „ , Größe" zu streichen. 
Begründung 

Da für die Wohngeldberechnung die Angabe der 
Größe der Wohnung nicht mehr erforderlich ist, 
kann diese Frage im Interesse der Verwaltungsver- 
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einfachung wegfallen. Es besteht keine Notwendig- 
keit, sie lediglich aus statistischen Gründen noch 
zu stellen. 

14. Zu § 35 Abs. 3 

In Absatz 3 ist das Wort „vierteljährlich" durch das 
Wort „halbjährlich" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist ausreichend, eine Statistik mit den Angaben 
nach § 35 Abs, 2 Nr. 1 und 2 in halbjährlichem Ab- 
stand durchzuführen. 

15. Zu § 40 

a) In Absatz 1 sind die Worte „am 1. Januar 1971" 
zu ersetzen durch die Worte „am ersten Tag des 
sechsten auf die Verkündung folgenden Monats" ; 

b) in Absatz 2 ist Satz 2 zu streichen. 


Begründung zua) und b) 

Aus verwaltungsmäßigen Gründen und im Interesse 
der zügigen Behandlung der Anträge ist es unerläß- 
lich, zwischen Verkündung und Inkrafttreten eine 
ausreichende Zeitspanne vorzusehen. Eine nicht aus- 
reichende Umstellungsfrist nach der Verkündung 
des Gesetzes könnte dazu führen, daß Wohngeld- 
anträge im Hinblick auf das neue Gesetz verspätet 
bearbeitet werden und dadurch Antragsteller in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten könnten. 

Das neue Recht bringt gegenüber dem bisherigen 
Recht in der Regel Verbesserungen. Die Anwendung 
des bisherigen Rechts für einen Ubergangszeitraum 
erscheint deshalb entbehrlich. 

Darüber hinaus würde ein Wahlrecht zu ganz er- 
heblichen verwaltungsmäßigen Erschwernissen füh- 
ren, weil dann im Gegensatz zu den Ausführungen 
in der Begründung der Regierungsvorlage das 
Wohngeld nach zwei verschiedenen Verfahren be- 
rechnet werden müßte. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung hat, wie sich aus der Gesetzes- 
begründung ergibt, das in der Entschließung ange- 
sprochene Problem bereits erkannt und die Vor- 
arbeiten aufgenommen. iSie wird ihre Vorschläge im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens vor- 
legen. 

Zu 2. 

Der Entschließung wird entsprochen. 

Die Bundesregierung wird ihre Vorschläge im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens vorlegen. 

Zu 3. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. 

Der Entschließung wird entsprochen. 

Zu 5. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

B e g r ü nd u n g 

Die Zulagen nach dem Berlinförderungsgesetz sind 
ungeachtet ihrer Steuerfreiheit Leistungen zur 
Deckung des Lebensunterhalts, die entsprechend der 
Konzeption des Gesetzentwurfs auf das Einkommen 
anzurechnen sind. Eine Durchbrechung dieser Kon- 
zeption öffnet den Weg für ähnliche Forderungen 
von anderer Seite. 

Zu 6. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 7. 

Die Frage wird im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens geprüft. 

Zu 8. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Deckung der 
Wohnraumkosten der Auszubildenden im Recht der 
individuellen Förderung der Ausbildung zu regeln. 
Entsprechende Regelungen befinden sich in Vorbe- 
reitung. 

Zu 9. 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt} 
jedoch wird in Anpassung an § 29 Abs. 4 des Regie- 
rungsentwurfs eines Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(Drucksache 269/70) und an die Terminologie des 
Gesetzentwurfs eines Zweiten Wohngeldgesetzes 
folgende Ergänzung des § 26 Abs. 3 für zweckmäßig 
gehalten : 


„Wird die Entscheidung mit Hilfe automatischer Ein- 
richtungen erlassen, können Unterschrift und Na- 
menswiedergabe fehlen. Zur Inhaltsangabe können 
Schlüsselzahlen verwandt werden, wenn derjenige, 
für den die Entscheidung bestimmt ist cder der von 
ihr betroffen wird, auf Grund der dazu gegebenen 
Erläuterungen den Inhalt der Entscheidung ein- 
deutig erkennen kann." 

Zu 10., 11., und 12. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 13. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Wohnungsgröße ist ein wichtiges Gliederungs- 
merkmal für Darstellung und Analyse der Wohn- 
verhältnisse der Wohngeldempfänger. Die Wohn- 
geld-Statistik kann sich nicht auf den Nachweis der 
für die Berechnung des Wohngeldes notwendigen 
Angaben beschränken, wenn sie die Auswirkungen 
des Gesetzes erfassen soll. Insbesondere ist die 
Wirksamkeit der geänderten Vorschriften hinsicht- 
lich der Sicherung angemessenen und familienge- 
rechten Wohnens sorgfältig zu beobachten. 

Zu 14. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, 
Begründung 

Ein halbjährlicher Abstand bei der Berichterstattung 
über Zugang und Erledigung der Wohngeldanträge, 
über die Zahl der Wohngeldempfänger und über die 
laufenden Aufwendungen reicht für eine aktuelle 
Information, die auch für die Beurteilung der weite- 
ren Entwicklung des Mittelbedarfs erforderlich ist, 
nicht aus. 

Bei dem zunehmenden Einsatz von EDV-Anlagen 
kann diese Statistik ohne besondere Schwierigkeiten 
auch vierteljährlich erstellt werden. 

Zu 15. 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Das Interesse der beteiligten Antragsteller und 
Behörden an einer ausreichenden Umstellungs- 
frist auf das neue Recht sollte hinter dem Inter- 
esse an einem möglichst baldigen Inkrafttreten 
des Gesetzes zurücktreten, damit die Begünstig- 
ten so schnell wie möglich in den Genuß des 
verbesserten Wohngeldes kommen. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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